citun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 


Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag einmal, Montag R 


zweimal, an den übrigen Tagen dreimal erſcheint. 
Steitag, den 24. Mal 1878. 


demokratie nothwendigen Waffen, fo werden die anderen politiſchen Beſtye⸗ lich, die Verantwortung für die Ablehnung einer ſolchen Vorlage zu über⸗ 
bungen unter daſſelbe Regime geſtellt und dadurch die Feine in Deulſch⸗ nehmen, wenn die Regierung dieſelbe für die Sicherheit des Staates erfor⸗ 
land mehr geſchädigt, als wenn man das Geſetz auf die ocialdemokraliſchen derlich glaubt. Die ſocialdemokratiſche Partei — wenn fie überhaupt den 
Beſtrebungen beſchränkt. Von dieſen Geſichtspunkten aus möchte ich Sie Namen einer Partei verdient — unterſcheidet ſich von anderen Parteien da⸗ 
durch, daß fie nicht den einen oder anderen Grundſatz unſeres Staatslebens 


bitten, ſich den Abſichten der verbündeten Regierungen anzuſchließen. (Bei⸗ durch ‘ 
fall rechts.) | anfeındet, ſondern daß fie unfere geſammte fociale, ſittliche und rechtliche 
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Auf Ihren Bericht vom 10. Mai d. J. genehmige Ich, daß das 
der ſtädtiſchen Bank zu Breslau durch das Statut vom 10. Juni 1848 
(Geſetzſammlung Seite 145) auf einen Zeitraum von 15 Jahren, vom 
1. Juni 1848 ab, ertheilte, durch Meine Erlaſſe vom 27. Mat 1863 


beziehungsweiſe 1. März 1873 verlängerte Notenprivilegium auf 
Grund des durch Meinen Erlaß vom 28. April 1876 genehmigten 
neuen Statuts der Bank bis zum 1. Januar 1891 verlängert wird. 
Berlin, den 16. Mai 1878. 
Wilhelm. 


Leonhardt. Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 
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Deutſchland. 
0. C. Reichstags⸗Verhandlungen. 


54. Sigung vom 23. Mai, 

11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes: Hofmann, Graf zu Eulenburg, 

Friedberg. Die Tribünen find überfüllt. e 
Ein Schreiben des Reichskanzlers theilt mit, daß die gerichtliche Unter: 
ſuchung gegen den Abg. Moſt für die Dauer der Seſſion eingeſtellt iſt. 
lang find weitere Mitteilungen über den Verlauf der Verhandlungen mit 

kicaraguga an das Haus gelangt. | 

Der Entwurf einer Rechtzanwaltsordnung wird auf Grund der 

Beſchlüſſe dritter Leſung definitiv angenommen. > 
Die erfte Beratung des Geſetzentwurfs zur Abwehr ſocialdemo⸗ 
kratiſcher Ausſchreitungen eröffnet der Präſident des ee 
amtes Hofmann: Wenn ein Staat nicht zur Abwehr äußerer Feinde, ſon⸗ 
dern zur Abwehr bon Gefahren, die in feinem Innern ihn 8 zu 
außerordentlichen Maßregeln genöthigt iſt, fo eniſteht für den Geſetzgeber 
eine eben fo peinliche wie ſchwierige Lage; peinlich deshalb, weil, ſo ver⸗ 
ug und jo verderblich die Beſtrebungen fein mögen, gegen die der Staat 
ſich ſchüßzen muß, es doch immerhin die eigenen Angehörigen des Staates, 
die Mitbürger und Söhne deſſelben Vaterlandes find, die von ſolchen Maß⸗ 
regeln betroffen werden; ſchwierig iſt die Aufgabe des Geſetzgebers haupt⸗ 
ſächlich deshalb, weil es ſich darum handelt, auf der einen Seite energiſche 
Maßregeln zu ergreifen, die dem Uebel wirkſam begegnen, und auf der 
anderen Seite doch das Maß ji halten, welches nöthig iſt, wenn nicht die 
gatsbürgerliche Freiheit im Allgemeinen in ihren ſegensteichen Folgen für 
ie politiſche Entwickelung ohne Noth berfümmert werden fol. Wir befinden 
uns in der ſoeben geſchilderten Lage nicht erſt ſeit heute oder geſtern, ſon⸗ 
dern ſeit geraumer Zeit. Seit einer Reibe von Jahren iſt die Aufmerk⸗ 
amkeit der Regierungen und jedes denkenden Staalsmannes in Deutſch⸗ 
and der erniten Frage zugewendet, ob wir den aus der ſocialdemokratiſchen 
Agitation erwachſenen Gefahren gegenüber ruhig abwarten ſollen, und ob 
und welche Maßregeln zu ergreifen ſind, um dieſen schlage zu begegnen. 
Die verbündeten Regierungen haben wiederbolt Vorſchläge über die zu 
ergreifenden Mittel gemacht, es iſt aber bis jetzt noch nicht gelungen, eine 
Verſtändigung mit dem Reichstage herbeizuführen. Die Frevelthat des Iten 
Mai bat die Frage, wenn auch nicht angeregt, ſo doch den äußeren Anſtoß 
dazu gegeben, daß die Regierungen ſich von Neuem die Frage vorlegen 
mußten, ob es mit ihrer Verantwortlichkeit für die Ruhe und Sicherheit des 


Vaterlandes vereinbar ſei, daß ſie länger die Hände in den Schooß legen H 


und nichts thun, um den von ihnen ſeit Jahren erkannten Gefahren ent⸗ 
gegenzutreten. Die Regierungen haben die Verantwortlichkeiten nicht länger 
tragen zu können geglaubt. Indem ſie den vorliegenden Geſetzentwurf dem 
Reichstage unterbreitet haben, war es nicht ihre Abſicht, von Ibnen ein 
Vertrauens potum zu verlangen; es war lediglich Ibre Abſicht, ihre eigene 
Verantwortlichkeit zu decken. Wir machen Ibnen das Anerbieten, mit uns 
durch geſetzgeberiſche Maßregeln den von mir bezeichneten Gefahren ent⸗ 
gegenzutreten. Wenn der Reichgtag auch heute noch der Anſicht it, daß es 
nicht an der Zeit ſei, derartige Maßregeln zu ergreifen, fo werden bie ber 
bündeten Regierungen wenigſtens vor dem 1 eſchützt fein, daß fie 
e an der nöthigen Energie und Initiative hätten fehlen laſſen. (Unrube.) 
Die Verantwortlichleit dafür, daß nichts geſchiebt, wird dann nicht die Mes 
gierung, ſondern den Reichstag treffen. (Beifall rechts.) Was die Mittel 
zur Abhilfe betrifft, ſo lag kein Zweifel darüber vor, daß man dieſer Agi⸗ 
tation nur auf dem Wege der Geſetzgebung wirkſam entgegenereten kann, 
weil die Handhabung der jetzigen Geſetze auch in der ſtreugſten Ausführung 
nicht ausreicht, wie die aun gelehrt hat. Wahrſcheinlich wird auch 
eute der Einwand gemacht werden, daß einer geiſtigen Bewegung, einem 
edanken gegenüber die Geſetzgebung machtlos ſei, daß man ſie nur mit 
geiſtigen Mitteln bekämpfen könne. Dieſe Anſicht kann ich nur in gewiſſem 
Maße als richtig anerkennen. Den Ideen der Socialdemokratie kann man 
mit sefeparbetifhen Zwangsmaßregeln nicht entgegen arbeiten, dazu gehören 
geiſtige Kampfmittel; den ſocialdemokratiſchen Ideen entgegenzutreten, iſt 
zunächſt Aufgabe der Kirche. Heiterkeit.) 


(Große Bewegung im Centrum. 


Es ſcheint, daß dieſe einfache Wahrheit ein gewiſſes Aufſeben macht k 


Gortdauernde Bewegung im Centrum.) Die Socialdemokratie giebt das 

chlagwort aus, daß ſie Jedem ein menſchenwürdiges Daſein bereiten wolle. 
Ein menſchenwürdiges Daſein kann aber erſt geführt werden durch die Ne⸗ 
ligion und das religiöſe Leben. (Lebbafter Beifall im Centrum und rechts.) 

ch ſpreche dabei nicht blos von den arbeitenden Kiaſſen, ſondern auch von den 

teichen und Gebildeten. Wenn man ſieht, wie gerade der Kampf gegen 
die Religion in öffentlichen Verſammlungen ſogar von Frauen geführt 
wird, ſo habe ich vollſtändig Recht, zu behaupten, daß die Kirche es iſt, die 
mit ihren Mitteln zunachſt den Kampf gegen die ſocialdemokratiſchen Ideen 
aufzunehmen bat. (Windthorſt: Sehr richtig) Es iſt auch die Schule, 
welche den Kampf fübren muß, indem ſie die Jugend nicht nur unterrichtet, 
ſondern ihr in der religiöſen Erziehung die fütliche Grundlage giebt. Es 
giebt noch andere Mittel geiſtiger Art, die Preſſe und die Vereine werden 
im beſcheidenen Maße mitwirken. r 
lange nicht zugleich der Staat mit eintritt, Wenn der Arbeiter des Mor⸗ 
gens in die Kirche geht und kommt dann Abends in eine Verſammlung, 
wo die Religion von Frauen in aufreizender und höhniſcher Weiſe verſpol⸗ 
tet wird, jo wird der im Gotteshauſe empfangene Eindruck verwiſcht und 
die natürlichen Leidenſchaften gewinnen wieder die Oberhand. Wenn der 
junge Mann die in der Schule erlernte Kunſt des Leſens dazu benutzt, ſocial⸗ 


Aber alle dieſe Mittel Helfen nichts, ſoff 


Namens der ſocialdemokratiſchen Reichstagsabgeordneten verlieſt darauf Ordnung, die Kirche, die Monarchie, die Ehe und das Eigenthum negirt. 


Abg. Liebknecht folgende Erklärung: Der Verſuch, die That eines Wah 
witzigen, noch ehe die gerichtliche Unterſuchung geſchloſſen iſt, zur Ausfüb⸗ 
rung eines lang vorbereiteten Reactionsſtteiches zu benutzen und die „mo: 
raliſche Urheberſchaft“ des noch unerwieſenen Mordattentats auf den Deut⸗ 
ſchen Kaiſer einer Partei aufzuwälzen, welche den Mord in jeder 
derurtheilt und die wirthſchaftliche und politiſche Entwickelung als von dem 
illen einzelner Perſonen ganz unabhängig auffaßt, richtet ſich ſelbſt fo 
vollſtändig, daß wir, die Vertreter der ſocialdemokratiſchen Wähler Deutſch⸗ 
lands, uns zu der Erklärung gedrungen fühlen: Wir erachten es mit unſerer 
Würde nicht vereinbar, an der Discufiion über das dem Reichstage beut 
vorliegende Ausnahmegeſetz theilzunehmen und werden uns durch kei⸗ 
nerlei Provocationen, von welcher Seite ſie kommen mögen, in dieſem Be⸗ 
ſchluß erſchüttern laſſen. Wohl aber werden wir uns an der Abſtimmung 
betheiligen, weil wir es für unſere Pflicht als Volksvertreter halten, zur 
Verhütung eines beiſpielloſen Attentats auf die Volksfreiheit das Unſrige 
beizutragen, indem wir unſere Stimmen in die Waagſchale werfen. Falle 
die Entſcheidung des Reichstages aus wie ſie wolle — die deutſche Social⸗ 
demokratie, an Kampf und Verfolgung gewöhnt, blickt weiteren Kämpfen 
und Verfolgungen mit jener zuverſichllichen Ruhe entgegen, die das Be⸗ 
1 einer guten und unbeſiegbaren Sache verleiht. (Folgen die Unter⸗ 
riften. 

Abg. Jörg: Ich habe die Rede des Präſidenten des Reichskanzleramts 
mit großer Genugthuung vernommen, ja ſie hat mir einen Theil der 
meinigen vorweggenommen. Die Gefahren der Socialdemokratie unterſchätze 
ich am allerwenigſten, aber in drei Jahren, wie die Vorlage annimmt, wird 
man mit ibr nicht fertig werden, dazu gebört die Arbeit einer Generation. 
Als ich nach dem erſten Auftreten Laſſalle s auf die Gefahr binwies, ſagte 
man mir, ich machte aus der Mücke einen Elephanten. In den weiteſten 
Kreiſen legte man ihr damals keine Bedeutung bei und nur der Miniſter⸗ 
präſident p. Bismarck benutzte die Bewegung gegen die damals widerſpenſtige 
Bourgeoiſie. (Sehr richtig links.) Seitdem iſt die Bewegung zu einer 
Lawine angewachſen, jo daß jetzt dem Reichstag ein Notbgeſetz gegen fie 
vorgelegt wird und bat in Kreiſen Eingang gefunden, die man ſonſt der 
Bewegung verſchloſſen wähnte. Es beweiſt dies, daß eine Vercückung der 
geltenden Lebensanſchauung, eine geiſtige Verirrung eingetreten iſt, die ſich 
nur aus den großen ſocialpolitiſchen Veränderungen der letzten Zeit, aus 
pier modernen Erwerbs⸗ und Verkehrsleben erklären läßt. Der Schatten 
dieſer Verhältniſſe iſt eben die Socialdemokratie, und man wird ihn nie in 
der Weiſe abtrennen können, wie beim ſeligen Peter Schlemihl (Heiterleit). 
Daß jüngſt bier zwiſchen Hrn. v. Helldorff und Hen. Moſt ein Vergleich ge: 
zogen werden konnte, beweilt nur, wie duntel der Schatten iſt, den unſere 
gelammten geſellſchaftlichen Verhältniſſe werfen. Die heutige Vorlage bes 
weiſt, daß es in Preußen und im Reich auf dem bisherigen Wege nicht 
fortgehen kann, daß man umkehren muß. Ich will die Vorlage weder vom 
juriſtiſchen, noch vom ſtaatsrechtlichen Standpunkte aus prüfen; ich will 
nicht unterſuchen, ob dieſe Kautlſchukparagraphen nicht in die ungeeigneiſten 
ände, in die des Bundesraths, gelegt werden, aber das ſteht feſt: wird 
dieſe Vorlage Geſetz, dann darf das Publikum der Tribünen bier keine 
ſocialdemokratiſchen Reden mehr hören, dieſe Reden dürfen nicht mehr ge⸗ 
druckt werden (ſehr richtig) und man wird ſofort einen Zuſaß zum Wahl⸗ 
geſetz machen müſſen des Inhalts: Socialdemokraten und ihre Verbündeten 
ſind weder activ noch paſſid wahlberechtigt. (Heiterkeit.) . 

Der Präſident des Reichskanzleramts hat geſagt, ſeit Jahren beſchaftige 
fi die Regierung mit Maßregeln gegen die Socialdemokratie. Ich bezweifle, 
daß dieſe Vorlage eingebracht worden wäre, wenn nicht das Auentat eines 
verkommenen Buben dazwiſchen gekommen. Daraus reſultirt, daß wir es 
nicht nur mit einem Ausnahmegeſetz, welches wieder eine ſtaats rechtliche 
Ausnahme bildet, zu thun haben, ſondern mit einem Gelegenheits⸗, einem 
Zorngeſetz, und der Zorn ift in politiſchen Dingen ein ſchlechter Rathgeber. 
(Sehr wahr!) Das Geſetz würde ſeinen Zweck nicht erfüllen. Die ſoge⸗ 
nannten wohlgeſinnten Parteien würden ih auf die Polizei verlaſſen. Dieſer 
aber würde die ihr übertragene willkürliche Gewalt bald die ruhige Ueber⸗ 
legung rauben, ſie würde blind zuſchlagen und daneben treffen. Die Re⸗ 
gierung würde ſich jelbit eine Ketie ganz unabſehbarer Verwickelungen an⸗ 
legen. Das napoleoniſche Sicherheitsgeſetz wurde auch unter dem Titel zur 
Rettung der Geſellſchaft erlaſſen. Es verlieh dem Kaiſerreich allerdings 
nach außen einen trügeriſchen Glanz, konnte aber deſſen jähen Sturz und 
den Morblampf der Commune nicht berbindern. Das Geſetz würde aller⸗ 
dings die öffentliche Agitation der Socialdemokratie beſeitigen, aber nur 
eine geheime Maulwurfsarbeit, die förmliche Conſpiratiou berbeiführen 
(Sehr richtig), und man würde dann allerdings wiſſen, woher die Attentäter 
ommen. Die ſociale Frage hat ihre Form als Magen⸗ und Arbeiterfrage 
längſt überwunden, ſelbſt die Discuſſion über die Frage vom abſolulen und 
relativen Eigentbumsrecht it in den Hintergrund getreten, die Bewegung 

at ſich alliirt und amalgamirt mit dem Materialismus, und daraus iſt der 

anatismus jenes neuen Islam ohne Allab und ohne Propidenz entſtanden. 

in ſolches geiſtiges Miasma, das die ganze ſociale Welt durchſchwirrt, 
fängt man nicht ein mit der Polizei. Uno find es denn nur ſocialdemo⸗ 
kratiſche Blätter, welche den Materialismus predigen? Wollen Sie auch die 
moderne Wire binter Schloß und Riegel ſtecken? RE 

Wollen Sie die Katheder mit dem Interdict belegen? Gewiß nicht. Sit 
das aber der Fall, daun bedarf es eines neuen Bundes aller erhaltenden 
Elemente, Kräfte und Mächte im Staate und in der Geſellſchaft, und die 
oberſte erhaltende Macht hat der Präſident des Reichskanzleramts ſchon ges 
nannt: es iſt die Kirche. Cutfeſſeln Sie dieſelbe, ſtatt fie zu bindea! (Bei⸗ 
all im Centrum.) Auch eine Regenerirung der Jugend iſt nöthig. Ich 
fürchte die heutigen Socialdemokraten viel weniger als die, die aus unferer 
beutigen er beranwachſen. Man bat in verfehlter politiſcher Berech⸗ 
nung die Schule mehr und mehr dem religiöjen Einfluſſe entzogen und da⸗ 
durch, ohne es zu wollen, ihre Thüren der Socialdemokratie geöffnet. (Sehr 
wahr.) Die moderne Pädagogik iſt das Seminar der Socialdemokratie. Sie 


Form ſcheiden kann, fremde giftige Stoffe in ſich? 


ahn⸗ Dieſe Partei bedient ſich der Erregung der niedrigſten Leidenſchaften, der 


Habſucht und des Neides, um das in Bewegung zu ſetzen, was ſie ihre Ar⸗ 
beiterbataillone nennt. Befinden wir uns einer ſolchen Partei gegenüber 
nicht in einem Nothſtand? Welcher Organismus duldet, wenn er ſie aus⸗ 
0 Wenn daher andere Parteien 
eine Anwendung dieſes Geſetzes auf ſich fürchten, ſo ſind dieſe Befürchtun⸗ 
gen 1 1 man darf auch nicht überſeben, daß bei der Ausführung 
4 50 Ge Ze dem Reichstage eine wichtige Stimme in allen Stadien vor⸗ 
ehalten i 

Schon die Stellung meiner Partei muß vor dem Irrthum ſchützen, als 
ob mit der Vorlage der Anfang einer Reactionsperiode gemacht würde; 
wir würden mit unſerer ganzen Geſchichte brechen und die Zukunft unſerer 
Partei aufgeben, wenn wir jemals beitragen wollten, eine Reaction einzu⸗ 
leiten. Mit Betrübniß aber ſehe ich, daß wir das erſte Mal in einer wich⸗ 
tigen politiſchen Frage mit der nationalliberalen Partei uneins ſind. Wenn 
ich auch nicht wünſche, daß in unſerem Vaterlande die Regierung mit der 


jeweiligen Majorität wechſeln möge, fo bat doch eine Partei, welche jo viel 


zur Einigung des Deutſchen Reiches beigetragen, einen Anſpruch auf Theile 
nahme an der geſetzgeberiſchen Initiative. Ich kann mir aber nicht denten, 
daß die nationalliberale Partei lediglich wegen des Scheiterns der bekannten 
Verhandlungen bier der Re ierung Widerſtand leiſten wird. Man hat darauf 
bingewiefen, daß man der Regierung weit mehr gegeben hätte, wenn ihre 

orderungen ſich auf dem Gebiete der allgemeinen Geſetzgebung bewegten. 
Von anderer Seite iſt hervorgehoben worden, daß man dem Arbeiterſtande 


die gerechten Gründe zu Beſchwerden, welche die gegenwärtige wirthſchaft⸗ 


liche Miſere mit ſich bringt, nehmen müſſe. Nun erinnere ich daran, daß 
die ſocialdemokratiſche Bewegung ibren Anfang nicht zur Zeit wirthſchaftlicher 
Miſere, ſondern in der Zeit des Ueberfluſſes genommen bat, und daß ſie 
nicht von 1870 datirt, ſondern daß den Culturvölkern in allen Jabrhun⸗ 
derten ſolche Bewegungen nicht erſpart geblieben ſind. Ich leugne nicht, 
daß auf dieſem Gebiete Manches zu verbeſſern iſt, alle Mißſtände können 
aber nicht abgeſtellt werden, und eben fo wenig kann die ganze wirtſchaft⸗ 
liche Miſere auf dem Wege der Geſetzgebung ihre Aufbeſſerung finden. Es 
iſt möglich, daß die Befürchtungen, welche man gegen die von dem Geſetz⸗ 
entwurf vorgeſchriebenen Maßregeln geäußert hat, nicht ganz unbegründet 
find. Wir dürfen aber kein Mittel unverſucht laſſen, um der ſocialdemokra⸗ 
tiſchen Bewegung den Zugang zu den von ihr noch nicht angeſteckten Schichten 
der Arbeiter zu verſperren. 5 

Auch wir ſind der Meinung, daß Kirche und Schule die geeigneiften Mit⸗ 
tel ſind, um der Bewegung entgegenzutreten; wir verbinden damit nur einen 
anderen Begriff, als die Partei des Vorredners. Man betrachtet im Volke 
den gegenwärtigen Zeitpunkt als einen ſolchen, in dem etwas geſchehen muß, 
und wenn geſagt worden iſt, daß man hier ad irato ein Geſetz in ro propria 
machen wolle, ſo iſt es eben die Nation, welche dieſe Angelegenheit als ihre 
eigene Sache anſieht. Eine klare Faſſung wäre freilich der Vorlage zu 
wünſchen geweſen. Man könnte dazu durch ein Amendement gelangen, 
welchem gewiß die 1 d ibre Zuſtimmung ertheilen würde. Was die 
Frage betrifft, ob auch die Beſtrebungen der chriſtlich⸗ſocſalen Partei von 
den Beſtimmungen des Geſetzentwurfes betroffen werden ſollen, jo bin ich 
der Anſicht, daß wenn die Socialdemolratie eine krankhafte Beule iſt, die 
Partei der Chriſtlich⸗Socialen eine der Adern bildet, welche am geeignetiten 
it für die Zufuhr des Giftes. Bei einzelnen Fübrern dieſer Partei iſt es 
ſchwer zu unterſcheiden, ob fie pon dem Streben, Mißſtänden abzubelfen, 
oder nur von der Eitelkeit befeelt ſind. Von jener Seite find die ſchwierig⸗ 
ſten Probleme der Nationalökonomie mit geradezu kindlichem Leichtſinn in 
die Welt geworfen worden, und ich halte objectib dieſe Herren für gefähr⸗ 
licher als die Socialdemokraten von reinem Waſſer. Ich bitte Sie, den Ges 
ſetzentwurf anzunehmen und hoffe, daß die Regierung einen ebenfo ent⸗ 
ſchloſſenen wie vorſichtigen Gebrauch daden machen wird. Zu einer Bes 
ſchränkung unſerer verfaſſungsmäßigen Rechte würde ich nie meine Zuſtim⸗ 
mung geben; aber ich kann in einer vorübergehenden, durch die Gefahr 
dictirten Beſtimmung, eine ſolche Beſchränkung nicht finden. 

Abg. v. Bennig 
dauern, daß es dem 
in dieſer wichtigen Frage mit uns zu ſtimmen. 
abhalten, künftig bei wichtigen politiſchen Fragen unſerer Uebereinſtimmung 
vollen Ausdruck zu geben, wo ſie möglich iſt. Zu meinem Bedauern bat 
der Vorredner geſagt, die Regierung babe dieſe Vorlage eingebracht, obwohl 
ſie gewußt habe, daß die Mebrbeit des Reichstages fie ablehnen werde. 
Ich richte die ausdrückliche Aufforderung an die Vertreter der verbündeten 


is; Auch ich kann mit meinen Freunden nur be⸗ 
orredner und ſeinen Parteigenoſſen nicht möglich iſt, 
Das ſoll uns aber nicht 


Regierungen, dieſer Behauptung entgegenzutreten. Ich will nicht ſagen, wie 


ich ein ſolches Vorgehen der Regierung auf einem bon ibr felbit als höchſt 


gefährlich und wichtig bezeichneten Gebiet nennen fol. Bei fo bedeutungs⸗ 


pollen Maßregeln, angeregt durch die preußiſche Regierung im Bundesralh, 


ſetzt ſich jede N der Gefahr aus, daß die Vorlage nicht angenommen 
wird, auf dieſe Gefahr hin muß ſie handeln nach ihrer Ueberzeugung von 
dem, was dem Lande und dem Reiche noththut. 
Regierung überzeugt geweſen, daß die Vorlage im Reichstage nicht ange⸗ 
nommen wird, dann wird nur zu ſehr den umlaufenden Gerüchten Nah⸗ 


Sit aber die preußiſche 


rung gegeben, daß die Vorlage weniger gegen die Socialdemokratie gerichtet 
ſei, ſondern daß man es auf anderweitige polisiihe Coups abgeſehen 


babe. (Hört! hört! Sehr wahr! links. Unterbrechung rechts.) Die Regie⸗ 
rung iſt verpflichtet, ſolchen Annahmen entgegenzutreten, da eine ſich ihrer 


Verantwortlichkeit bewußte Regierung mit jo gefährlichen Dingen nicht 


ſpielen ſollte. (Sehr wahr! links.) 


Der Präſident des Reichskanzleramts 


bat die Verantwortlichkeit anerkannt, die mit der Einbringung der Vorlage 
im jetzigen Moment, kurz vor Schluß des Reichstags, verbunden iſt, zumal 
ſie durch das Attentat auf die ehrwürdige Perſon unſeres Kaiſers äußerlich 


veranlaßt worden ſei. 
Wir verkennen die von 
ibren Ausſchreitungen muß 


entgegengetreten werden, und zwar in möͤglichſt 


der Socialdemokratie drohenden Gefahren nicht, 


lehrt das Meberbeben über den Stand und ſäet fo die Unzufriedenbeit in] kurzer Zeit, aber auf andere W iſe, als in di Geſetz v lagen wird. 
demokratiſche Schriften und . felge zu leſen, wenn er bei größerer Fahig⸗ alle Kreiſe der Bevölkerung. Vor Jahren hat der Reichskanzler ſich mit] Schon ſeit "Jahren hat die Re iR die rule eines Gin eu vr 
keit das Schreiben gebraucht, felbit ſocialdemokratiſche Artikel zu verfaſſen] der Idee getragen, organiſatoriſche Schritte zur Löſung der ſocialen Frage] gegen die ſocialdemokratiſchen Ausſchreitungen erkannt; um fo mehr iſt zu 


oder als Agitator aufzutreten, fo find alle Mittel geiftiger Natur dagegen 
n wee wenn man das Treiben der Socialdemskratie wie bisher öffentt⸗ 
1 eſtattet. 

i & bandelt ſich darum, daß man der Socialdemokratie die Mittel ent: 
zieht, welche die Geſetzgebung ihr ſelbſt bietet. Auf dem Gebiete des Preß⸗ 
und Vereinsrechles kann der Staat wirkſam einſchreiten, und dier muß er 
einföreiten, wenn überhaupt das Umſichgreifen, das Wachſen und Zunehmen 
der Socialdemokratie verhindert werden ſoll. Wenn das richtig iſt, ſo fragt 
es ſich nur, ob der ie Zeitpunkt der geeignete iſt. Ich erkenne an, daß 
in dieſer Beziehung ſich Zweifel erheben laſſen. Aber wenn auch der 
Reichstag am Schluſſe einer langen und anſtrengenden Seſſion ſteht, wenn 
es ein ungünſtiges Moment iſt, daß der leitende Staatsmann durch Krank⸗ 
beit verhindert iſt, an den Verhandlungen theilzunehmen, ſo darf man doch, 
wenn man die Richtigkeit eines geſetzgeberiſchen Vorgehens anerkennt, keinen 
Ungenblid verlieren; je eher wir thun, was gethan werden muß, deſto 
beſſer iſt es. Es giebt zwei Wege, wie die Gelepgebung eingreifen kann: 
die allgemeine und die Special⸗Geſetzgebung. Die Negierungen haben den 
letzteren Weg eingeſchlagen, der ſich lediglich auf die Abwehr der beftimmten 
Gefahren bezieht, ohne dabei andere politiſche Beſtrebungen in Mitleiden⸗ 
ſchaft zu ziehen. Sie glaubten damit die ſtaats bürgerliche Freiheit beſſer 
aufrecht zu erhalten, als durch eine allgemeine Geſetzgebung, durch eine 
Reviſion der Preß⸗ und Vereinsgeſetzgebung. Dieſe letzte würde entweder 
ſo milde ausfallen, daß ſie gegenüber der Socialdemokratie keine genügende 
A bietet, um das zu erreichen, was erreicht werden muß, oder aber, 
man legt in die allgemeine Geſetzgebung wirklich die gegen die Social⸗ 


u thun, Er hat eine Conferenz der verſchiedenen Regierungen zu dieſem 
weck vorgeſchlagen und auch drei Commiſſare ernannt, darunter die 
erren Lothar . 5 

ande verlaufen zu ſein, aber ſie beweiſt, daß früher in der großen Frage 
eine höhere Auffaſſung vorherrſchte, als dieſe Vorlage ſie documentirt. Zu 
dieſer shöheren Auffaſſung ſollte die Regierung zurückkehren. Die Social⸗ 
demokratie hat allerdings bei uns ihre Hochſchule, aber ſie iſt international, 
und deshalb müflen wir uns vor iſolirenden Maßregeln hüten, namentlich 
vor Maßregeln der Gewalt. Es wäre das wahrſcheinlich nicht ein Zeichen 
der Stärke dieſes Reiches, alle Welt würde es als ein Symptom der Schwäche 
betrachten. Es geſchieht zur größeren Ehre unferer Nation, wenn wir die 
Vorlage mit möglichſt großer Majorität ablehnen. (Beifall.) 

Abg. Graf Vethuſy⸗Huc: Bei den durch mächtige Symptome klar ge: 
legten Gefahren, welche die gegenwärtige Zeit aufweiſt, muß ſich das Volk 
fragen, warum nichts geſchieht, um es zu ſchützen. Gleichwohl werden die Ber: 
treter des Volles dem Drange der Nation nicht nachgeben. Das konnte die 
Ma willen und ſie wußte es. In dieſer Thatſache erblide ich, ob: 
wohl ich für dieſes Geſetz ſtimmen werde, allerdings ein Moment, welches 
die Regierung hatte bedenklich machen ſollen, dieſe Vorlage einzubringen. 
Die Regierung kann fie doch unmöglich zu einer Cabinetsfrage machen; das 
iſt undenkbar, da der Bundesrath, welcher ſie gemacht hat, nicht demiſſioni⸗ 
ren kann und eben ſo wenig, wie ich hoffe, der Reichskanzler. Die Gründe, 
welche gegen den Geſetzentwurf angeführt worden, ſind theils Opportunitäts⸗ 
gründe, und als ſolche unzutreffend, theils können ſie gegenüber der Sicher⸗ 
beit des Landes nicht in Anwendung gebracht werden. Es erſcheint unmög⸗ 


ucher und Wagner. Die Sache ſcheint allerdings im M 


bedauern, daß die Vorlage mit dem Attentat auf den Kaiſer in Zuſammen⸗ 


hervorgerufen hat, dem 
offentlichen Erlaff 

Da iſt die That des Einzelnen gegenübergeſtellt den vielſeitigen Kund⸗ 
. der Liebe der Nation zu ihrem Kaiſer (Beifall.) 
ürchten, daß eine ſolche Geſetzgebung ab irato die wohlthuende Bewegung, 


die nach dem Attentate durch das deutſche Volk ging, unterbricht. Die Vor⸗ 


lage trifft Beſtimmungen über Druckſchriften, Vereine und Verſammlungen, 
ſie giebt außerordentliche Befugniſſe mit Beſeitigung der Vorſchriften des 


hang gebracht worden iſt. (Sehr richtig, links.) Welche Empfindungen de! 
orvanfall eines nichtsnutzigen jugendlichen Subjects in der ganzen Nation 
bat in der erhebendſten Weiſe unfer Kaiſer in feinem 
e den würdigſten Ausdruck gegeben. (Sebr wahr, links.) 


Es iſt zu be⸗ 


gemeinen Rechts an Organe, von denen ich behaupten muß: weniger 


geeignete zur Handhabung ſolcher außergewöhnlichen Gewalt konnten gar 


nicht gefunden werden. (Sehr wahr! links) Der Bundesrath iſt nur einen 


Theil des Jahres verſammelt; was ſoll nun im übrigen Theil des Jahres 


geſchehen, wo dieſe Körperſchaſt nicht vorhanden iſt? Der Bunvdesrath kann 
auch durch ſeine einzelnen Mitglieder den einzelnen 


Ausſpruch anwenden können, weil fie lediglich nach Inſtructionen ihrer Re⸗ 
gierungen handeln. (Sehr richtig, links.) 5 

Kann man einer ſolchen Körperſchaft derartige Erwägungen und Ent⸗ 
ſchließungen anvertrauen? Daß der Bundesrath nicht immer verſammelt 
iſt, wird ſich auch beſonders fühlbar machen, wo er Polizeimaßregeln inner⸗ 


halb vier Wochen beſtätigen fol. Soll da der Bundesrath zuſammentreten? 


i 1 Fall nicht wie eine 
Verwaltungsbebörde, ein Collegium oder ein Gericht zuverläffig und unbe⸗ 
fangen entſcheiden, da ſie das Ergebniß der Prüfung nicht immer auf ihren 


flaſſung, conſtitutionelle 
SL er, wo man auch die 


Oder foll der Bundesralh alle vier Wochen zuſammentreten? Nun werden 


dem Reichstage Befugniſſe übertragen. Wir haben ja in der preußiſchen P 


Verfaſſung eine Vorſchrift, wonach Verordnungen auf Verantwortlichkeit des 
ganzen Staatsminiſteriums in einem Nothſtande ertheilt werden können, 
jedoch nachher der Genehmigung des Landtages unterbreitet werden müſſen. 
Hier handelt es ſich um Vereine, Verſammlungen und Druckſchriften. Wenn 
alſo der Bundesrath auf Grund gefährlich ſcheinender Artikel ein Blatt ver: 
bietet, dann müſſen dieſe Artikel dem Reichstag zur Prüfung vorgelegt 
werden. Nun denken Sie ſich die Verhandlungen dieſes Körpers, der im 
Plenum oder in einer Commiſſion, deren Beſchlüſſe ebenfalls vom Plenum 
gan werden, über Inhalt, Bedeutung und Gefährlichkeit vielleicht von 

utzenden von Artikeln berathen und entſcheiden ſoll! Iſt das eine Auf⸗ 
gabe für eine ſolche politiſche Körperſchaft? Wenn der Bundesrath ſchon 
mit 58 Perſonen nicht geeignet iſt, ſolche Prüfungen vorzunehmen, wie ſoll 
eine Körperſchaft von 400 Perſonen dazu in der Lage ſein? (Sehr richtig.) 
Nun denken Sie, daß in einem beſtimmten Falle — und an ſchwierigen 
Erwägungen würde es nicht fehlen — der Reichstag ſich beim beſten Willen 
nicht überzeugen kann, daß von dieſem Geſetze eine richtige Anwendung von 
Seiten des Bundesraths gemacht worden iſt. In welcher böſen Lage iſt da 
der Reichstag, und welches Licht ſoll fallen auf den Bundesrath? Der 
Reichstag kann nicht wider ſeine Ueberzeugung handeln, um die Autorität 
des Bundesraths nicht abzuſchwächen. Verwirſt der Reichstag in einzelnen 
Fällen die Beſtätigung der Maßregel des Bundesraths, was iſt dann? Das 
Hohngelächter der ſocialdemokratiſchen Agitation werden Sie haben, und die 
Autorität des Bundesraths wird den größten Schaden darunter leiden. Das 
find alfo die Formen und Organe, in denen dieſe Ausnahmsvorſchriften ge: 
bandbabt werden ſollen. Was hier Grundſatz der polizeilichen Maßnahmen 
ſein ſoll, ſind die Ziele der Socialdemokratie. 

Die SS 4 und 5 enthalten die Straſvorſchriften. Man vergleiche dieſe 
Paragraphen mit den vorhergehenden Beſtimmungen; der Richter wird nie⸗ 
mals in der Lage ſein — und nach der ganzen Anlage eines folchen Ge⸗ 
ſetzes kann er es eigentlich gar nicht — zu entſcheiden, ob hier wirklich Ziele 
der Socialdemokratie richtig getroffen ſind; vielmehr bat der Richter als 
Grundlage für das Strafurtheil nur zu conſtatiren, ob Druckſchriften und 
Vereine vom Bundesrath verboten ſind, ob Verſammlungen oder Vereine 
aufgelöſt ſind und eine verbotswidrige Theilnahme an denſelben doch noch 
ſtattgefunden habe, ob das Verbot erfolgt iſt auf Grund einer richtigen 
Prüfung bei den Polizeibehörden reſp. beim Bundesrath. Nun würde das 
vielleicht nicht ſo bedenklich ſein, wenn es ſich hier um einen ganz klaren 
und beſtimmten Begriff handelte. Aber hier komme ich auf die allerſchwerſte 
und gefährlichſte Seite der Sache. Was ſind denn die Ziele der Social⸗ 
demokratie? Alle Ziele der Socialdemokratie werden nicht auf einmal ver⸗ 
folgt weder in einer Druckſchrift noch in einem Vereine oder einer Ver⸗ 
ſammlung. In dem einzelnen Falle handelte es ſich nur um gewiſſe Ziele. 
Unter dieſen Zielen ſind nun viele, von denen, ich möchte ſagen, jeder 
Menſchenfreund, jede wohlmeinende Regierung einen Theil auch unter ihre 
Aufgaben aufnimmt: die Aufgaben der Priwpatthätigkeit, der öffentlichen 
Thätigkeit in Gemeinde, Staatsverwaltung, in der Geſetzgebung. Wir 
baben hier bei den Berathungen dieſes Hauſes geſehen, daß auch unſere 
Geſetzgebung, wo es ſich um die Schonung der weiblichen Arbeiter und 
Kinder handelte, ſich ebenfalls mit Aufgaben beſchäftigt hat, welche die 
Socialdemokratie unter ihre Ziele aufgenommen hat. Zu den Zielen der 
Socialdemokratie gehört im Allgemeinen die Verbeſſerung der arbeitenden 
Bevölkerung in ihrer wirthſchaftlichen Stellung, und welcher humane Ge⸗ 
ſetzgeber wird ſich ſolche Ziele nicht auch ſtecken? Nun wollen wir einmal 
auf die tiefere, wiſſenſchaftliche Grundlage bei der Bewegung der Social⸗ 
demokratie eingeben. 

Die Formen der Production, die Art und Weiſe, wie ſie ſich entwickelt 
haben, wie ſich Gewinn und Vortheil geftaltet haben, wechſeln; die Zeitalter 
der europäiſchen Geſchichte charakteriſtren ſich nach dem verhältnißmaßigen 
Ueberwiegen oder Zurüdireten des Vortheils, der für die einzelnen Factoren 
bei der Production bervortritt. Die Bewegung der großen Formen volks⸗ 
wirthſchaftlicher Production iſt wirthſchafilich und wiſſenſchaftlich, d. h. auf 
dem Gebiete der Volkswirthſchaft, zu begreifen und in wiſſenſchaftlichen 
Werken zu behandeln, und über die erwünſchteſte und heilſamſte Form, über 
die Vertheilung der Gewinne, über das, was bei der wirthſchaftlichen Fort: 
entwickelung der ganzen Nation nothwendig iſt, — darüber können auch die 
wiſſenſchaftlichen, nicht blos die praktiſchen Meinungen der Geſellſchaft und 
der Geſetzgeber ſehr getheilt ſein. Wenn Sie nun finden, wie Männer 
erſten Ranges, — ich will von Lebenden nicht reden, — wie z. B. der ver⸗ 
ſtorbene Herr v. Kühne, der bedeutendſte wiſſenſchaſtliche Nationalökonom, 
den Deutſchland hervorgebracht hat, denkt, und manches von demjenigen, 
was jetzt die ſocialdemokratiſche Bewegung beſchäftigt, wie alſo eine beſſere 
Verbindung von Unternehmergewinn, Capital, Zinſen und Arbeitslohn durch 
die Productivgenoſſenſchaften herbeigeführt werden kann, wenn er ſich wiſſen⸗ 
ſchafllich mit der Verallgemeinerung der Productivgenoſſenſchaften beſchäftigt, 
während in Reden und Büchern ſchon viel gefährlichere Fragen des Collec⸗ 
tiveigenthums und Privateigenthums von den Lehrern an den Univerſitäten 
vorgetragen werden (Rufe: Hörth), dann ſoll dies als mit ſocialdemokratiſchen 
Zielen identiſch unter das Polizeiverbot fallen. Daraus ergiebt ſich, daß 
dieſe Maßregeln ebenſowohl Ausſchreitungen wie humane Beſtrebungen und 
wiſſenſchaftliche Unterſuchung treffen können. Ehe man zu Maßregeln gegen 
die Socialdemokratie ſchreitet, ſollte man fragen: hat denn die Verwaltung 
und Geſetzgebung ihre Pflicht vollſtändig gethan? Iſt auf dem gewöhnlichen 
Wege nichts mehr zu machen? Die Pflicht des Staates iſt nicht allenthalben 
voll und ganz erfüllt worden. } 

Ich erinnere an die Maſſendemonſtrationen der allergefährlichſten Art 
bei Leichenbegängniſſen in Berlin, an den groben Unfug in Verſammlungen 

mit Frauen und Kindern (Sehr richtig), an die Aeußerungen der ſtraf⸗ 
barſten Art unter den Augen der Verwaltung, ohne daß dieſe dafür ſorgt, 
daß Wort und Sinn der Aeußerungen durch Aufzeichnung firirt werden, jo 
daß dem Richter die Strafbarkeit der Aeußerungen entſchlüpft. Solche 
Dinge dürften ſchon an der Hand der jetzigen Geſetzgebung nicht geduldet 
werden. (Sehr wahr.) Es iſt nothwendig, daß zunächſt die beſtehenden 
Geſetze bis an die äußerſte Grenze des Zuläſſigen ausgeführt werden. 
(Sehr richtig!) Beſſer wäre es geweſen, wenn die Regierung ſtatt dieſes 
Ausnahmegeſetzes ein Reichsvereins⸗ und Verſammlungsrecht vorgelegt 
hätte. (Sehr richtig.) Dieſe Vorlage wird die Mehrheit des Reichstages 
nicht finden und das it für die Autorität der verbündeten Regierungen 
nachtheilig; außerdem iſt es auch kein günſtiger Vorgang für die in Aus⸗ 
ſicht genommene Reform des Vereins⸗ und Verſammlungsweſens. Wir 
boffen, daß die Regierung, wenn dieſe Vorlage abgelehnt wird, mit der 
Ausarbeitung eines Reichsvereins⸗ und Verſammlungsgeſetzes für die nächſte 
Seſſion nicht zögern wird. Sie hätte dies ſchon ſeit vier Jahren thun 
ſollen, und wir würden ſie hierin unterſtützt haben, werden ſie auch in der 
nächſten Seſſion unterſtützen. Stellt ſich im Laufe des Sommers beraus, 
daß bei der großen Gefahr, der man begegnen will, es nicht gut ſei, mit 
der Einberufung des Reichstages bis zum nächſten Februar zu warten, jo 
kann derſelbe ja ſchon im Herbſt ordentlich einberufen werden, und wi 
man das nicht, ſo kann man ja für dieſe Geſetzgebung auf den Boden des 
emeinen Rechts eine Verſammlung für October oder November einberufen. 
o geſund wird wohl noch die Grundlage unſerer ſtaatlichen Ordnung ſein, 
daß man 3 bis 4 Monate den jetzigen Zuſtand ertragen kann, namentlich 
wenn die beſtebenden Geſetze energiſch gehandhabt werden. 

Ich komme zu den Folgen und der Bedeutung eines ſolchen Geſetzes. 
Wir haben in Deutſchland ſchon ähnliche Geſetze ins Leben treten ſehen, 
B. nach dem Attentat von Sand auf Ketzebue; in Frankreich zu zwei 
Malen: die Septem bergeſetze unter der Julidynaſtie und die Sicherheits ⸗ 
geſetze unter dem Regiment Napoleon III. Was haben dieſe Geſetze für 
eine Wirkfamteit geübt? Sie baben das Erwartete entweder gar nicht, oder 
nicht nachhaltig geleiftet, verbängnißvoll find fie aber alle geweſen in ihren 
weiteren Wirkungen für dieſe Länder, auch für die Regierungen, die ſolche 
Geſetze erlaſſen haben. Die Geſetzgebung hat die Aufgabe, in den ſchwie⸗ 
rigſten, verwickeliſten, gefährlichſten Lage den Kopf klar zu behalten, rubig 

45 bleiben da, wo die Leidenſchaften die Beſorgnſſſe noch ſehr überſchreiten. 
Wird die Geſetzgebung dieſer Aufgabe nicht gerecht, ſo iſt von vornherein 
wahrſcheinlich, daß ſie nicht wohlthätig wirkt. Erinnern Sie ſich doch an 
die Geſetzgebung nach dem Attentat don Sand auf Kotzebue. Die Karls⸗ 
bader Beſchlüſſe und das ſich auf fie ſtützende politiſche Regiment haben 
weſentlich den Gegenſatz zwiſchen Regierung und Regierten in Deutſchland 
berborgerufen und das beſtehende Verhältniß vergiftet. Wenn noch beute 
vielſach eine Verwirrung der Begriffe inſofern vorhanden iſt, daß man 
glaubt, E Freiheit ſei unvereinbar mit einer feſten Autorität, einer 
energiſchen Regierung, Verwaltung und Juſtiz, ſo datiren die Reſte dieſer 
falſchen Auffaſſung aus der unſeligen Zeit, wo die Polizei und Verwaltung 
auf Grundlage ſolcher Ausnahmebeftimmungen den Deutihen verhaßt wurde, 
wo zuletzt dieſes Regiment zuſammengebrochen ift in der revolutionären Gr: 
hebung von 1848 und die politiſche Combination auf Grundlage dieſer 
ganzen damaligen Zeit, die Herrſchaft Oeſterreichs in Deutſchland unter⸗ 

egangen iſt in dem Kriege zwiſchen Preußen und Oeſterreich und in dem 

kuderkriege in Deutſchland im Jahre 1866. Wir haben jetzt eine Ver⸗ 
Nele der Rechtsordnungen. Die Zeiten ſind vor⸗ 

iele der deuiſchen Geſinnun gen, der nationalen 
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Ideen verfolgte und unter Strafe ſtellte, während ſpäter der Herrſcher 
reußens mit feinen Armeen dieſen Gedanken zur Durchführung ſgebracht 
und das Deutſche Reich aufgerichtet hat gegenüber allen Widerſtrebenden 
und es vertheidigt hat in Europa, als noch einmal in Frankreich um daſſelbe 
gekämpft werden mußte. 

„Wir wollen den Verſuch machen, auch auf dieſem Gebiete die bürger⸗ 
lichen Freiheiten, feſte Ordnung und energiſche Verwaltung zu vereinigen 


auf dem Boden des für Alle gleichen Rechtes. Wir weiſen den Gedanken M 


zurück, daß, ſo lange nicht Alles vergeblich verſucht iſt, man zu dieſen Aus⸗ 
nahmemaßregeln greift, die Hunderttauſende deutſcher Mitbürger betreffen 
würden. Der Staat kann in gefährliche Lagen kommen, welche eine zeit⸗ 
weilige Dictatur nothwendig machen, dann müſſen alle Bürger und nament⸗ 
lich diejenigen, deren Uebelthaten ſolche Zuſtände geſchaffen haben, die 
Folgen tragen. Aber ſind denn die Zuſtände in Deutſchland nun auf ein⸗ 
mal über Nacht fo verbängnißvoll geworden, daß wir zu dieſem äußerſten 
und verzweifelten Miitel greifen müſſen, daß wir der deutſchen Nation und 
ihren Einrichtungen das Zeugniß ausſtellen, es könne die Ordnung ohne 
Ausnahmegeſetze nicht aufrecht erhalten werden. Iſt das aber der Fall, 
dann muß man ſich fragen, liegt die Schuld, daß die Autorität der Be⸗ 
hörden ſo erſchüttert iſt, lediglich an der ſocialdemokratiſchen Bewegung? Es 
iſt peinlich, aber man kann es doch nicht vermeiden in einem ſolchen Zu⸗ 
ſammenhange, wo Maßregeln dictatoriſcher Gewalt dem Bundesrathe über⸗ 
tragen werden ſollen, in welchem die Vertreter Preußens das Schwergewicht 
bilden, von den Zuſtänden zu ſprechen, wie wir ſie augenblicklich in der 
Regierung des Reiches und Preußens haben. Ich habe mir ſagen laſſen 
— und finde es gar nicht ſo lächerlich und unwahrſcheinlich — daß die 
Conſervativen ſelbſt Bedenken getragen haben, ob man für drei Jahre fo 
weite Befugniſſe der Regierung anvertrauen ſolle, denn Niemand könne 
ſagen, weß Geiſtes die Perſonen der Regierung in dieſer Friſt ſein werden. 
Seit dem Beſtehen der Verfaſſung im Reich und in Preußen ſind die Zu⸗ 
ſtände niemals ſo ſchwankend geweſen, wie in dieſem Augenblicke. (Hört!) 
Das Verhältniß der Regierung zum Reichstage und zum preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhauſe iſt jedenfalls ſeit dem vorigen Jahre nicht beſſer geworden. 

„Der bedeutende Mann, der an der Spitze beider Regierungen ſteht, iſt 
ſeit Jahr und Tag leidend, jo daß er trotz aufopfernder Hingebung doch 
nur einen Theil der Geſchäfte führen kann, welche ihm nach Verfaſſung und 
Geſetz obliegen. Trotzdem vom Reichstage die Mittel bewilligt ſind, iſt noch 
heute der verantwortliche allgemeine Stellvertreter des Reichskanzlers noch 
nicht in Function getreten. Eben ſo iſt es mit dem für unſere wirthſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe jo wichtigen Amte des Schatzſecretärs. In Preußen iſt 
die Miniſterkriſis in Permanenz (Sehr wahr!), nicht blos, daß ein Wechſel 
im Geſammtminiſterium ſtattgefunden hat, gleichzeitig mit dieſer Vorlage 
kommt das beunruhigende Gerücht an das Land, daß auch der Cultus⸗ 
miniſter ſein Amt niederlegen werde. Ich brauche nicht auszuführen, welche 
Verwirrung und weitere Zerſetzung innerhalb des Staatsminiſteriums ein 
ſolcher Schritt hervorrufen würde. Selbſt wenn dieſer Rücktritt vermieden 
wird, werden für eine längere Zukunft unſere Zuſtände feſt und dauernd 
nicht geſichert ſein. (Sehr richtig!) Denn den aufmerkſamen Beobachtern 
der Verhältniſſe konnte es nicht unbekannt bleiben, daß die Stellung dieſes 
angeſebenen Miniſters ſchon ſeit längerer Zeit ſchwer erſchüttert war. (Rufe 
rechts: Zur Sache!) M. H.! Man ruft: Zur Sache! Wenn es ſich darum 
handelt, dictatoriſche Gewalt in Anſpruch zu nehmen, dann muß man doch 
vor allen Dingen wiſſen: Wer übt ſie aus? Iſt Vertrauen und Zuverſicht 
vorhanden, daß ſie in beſtimmter, feſter Richtung nachhaltig ausgeübt wird? 
Sonſt kann man eine ſolche Gewalt nicht übertragen, ohne daß die Ge⸗ 
fabren, die man abwehren will, noch größer werden. (Sehr richtig!) Gewiß 
iſt durch die Ausſchreitungen demagogiſcher Agitationen innerhalb der ſocial⸗ 
demokratiſchen Partei die Autorität der Regierung vielfach untergraben, daß 
Gefühl für die Grundlagen der religiöſen und ſtaatlichen Ordnung erſchüt⸗ 
tert und namentlich auch ſchon in jungen Gemüthern zerſtört worden, aber 
es giebt doch auch noch andere Erſcheinungen, die hiermit in urſächlichem 
Zuſammenhang zu bringen ſind und ſich leider in der Verwilderung ganzer 
Maſſen gezeigt haben. 3 

„Ich will bier auf die Verbältniſſe des ſogenannten Culturkampfes nicht 
eingeben; nur ſoviel will ich jagen, daß es ein Verhängniß für Deutſchland 
war, daß nach den Kriegen, durch welche unſere Verfaſſung und Rechts⸗ 
ordnung geſchaffen werden mußte und nach dem tirtbihaftlihen Verfall, 
der dem loloſſalen Auſſchwung der wirthſchaftlichen Bewegung folgte, zu 
dem Anwachſen der ſocialdemokratiſchen Bewegung auch der ſchwere Kampf 
zwiſchen Staat und Kirche mit ſeiner nothwendig verheerenden Wirkung 
binzutrat. Im Namen vieler meiner politiſchen Freunde darf ich es aus: 
ſprechen, daß wir dieſem Kampfe ein baldiges Ende wünſchen. (Hört!) Wir 
glauben allerdings, daß dies Ende nur erfolgen kann, wenn die katholiſche 
Kirche mit ihren Oberen die Befolgung der preußiſchen und deutſchen Geſetze 
nicht länger verſagt. (Unruhe im Centrum.) Es wird dann die Möglich⸗ 
keit gegeben ſein, zu prüfen, was in den Geſetzen überflüſſig, was bei einer 
ſo veränderten Lage bedenklich erſcheinen kann. Ich glaube, daß die Leiter 
der katholiſchen Kirche und die Führer der katholiſchen Parteien ſich der 
Ueberzeugung nicht verſchließen können, daß auch für die Kirche und ihre 
Angehörigen ſelbſt dieſer Kampf höchſt verderbliche Folgen herbeigeführt hat 
und ich hoffe, daß dieſer Gedanke dazu beitragen wird, das Ende des 
Kampfes zu beſchleunigen. Welche Folgen dies für die politiſchen Parteien 
und deren Stellung haben kann, und ob das Aufhören des Kampfes der 
conſervativen oder der liberalen Partei zu Gute kommen würde, will ich 
gar nicht unterſuchen. Unſere Zuſtände haben in ihrem Umfang und Zu⸗ 
ſammenhang fo gewaltige Dimenſionen, und die Gefabren find jo zahlreich, 
daß das Intereſſe der Parteien und der Parteigegenſätze völlig zurüdireten 
muß, wenn wir Gefahren, wie die ſocialdemokratiſche Bewegung oder den 
5 befeitigen oder doch wenigſtens einengen und eindämmen 
önnen. 

Die gewaltigen Veränderungen aller ſtaatlichen Grundlagen in Deutſch⸗ 
land, verbunden mit fo tiefgreifenden jorials und kirchenpolitiſchen Gegen: 
ſätzen, haben natürlich eine Menge ungeſunder Erſcheinungen auch auf an⸗ 
deren Gebieten hervorrufen müſſen. Ich bemerke da vor allen Dingen, 
wenn wir die Socialdemokratie und ihr Auflehnen gegen die Obrigkeit und 
Ordnung mit Erfolg bekämpfen wollen, daß wir dann vor allen Dingen 
den Kampf unter uns ſelbſt einigermaßen mäßigen, den Kampf unter den⸗ 
jenigen politiſchen Parteien, die ſich vor Allem die Aufgabe ſtellen, die bür⸗ 
gerlichen und ſittlichen Grundlagen der heutigen Geſellſchaft zu vertheidi⸗ 
gen. (Sehr wahr!) Man kann jagen: wir find allzumal Sünder. Ohne 
Schuld iſt keine Partei; aber die Schuld lag mehr auf dem Gebiete der 
Abwehr als des Angriffs. Die Regierungsorgane haben zwar oft geſagt, 
der Liberalismus ſei die Urſache des Wachſens der Socialdemokratie, die 
letztere ſei Fortſetzung der liberalen Bewegung. Wenn die Regierung einen 
Kampf ggegen eine jo maſſenhafte Bewegung führen will, muß fie nicht in 
dieſer Weiſe die erhaltenden Elemente von ſich abſtoßen, ſondern ſie ſam⸗ 
meln; ſie muß nicht die Berechtigung der liberalen Anſchauungen beſtreiten. 
In früheren Jahren iſt man ja ſomeit gegangen, wo die Bewegungen doch 
ſchwächer waren. Es iſt nicht zu leugnen, daß das Königtbum, die conſer · 
vativen Intereſſen wiederholt in den Schriften der conjerbatiben Parteien, 
in officiöjen Organen angerufen find als das Einzige, was im Stande 
wäre, gegen die Uebermacht des Capitals und der liberalen Bourgeoiſie auch 
den berechtigten Forderungen der arbeitenden Klaſſen gerecht zu werden. 
Wir wollen Alle die wirklich berechtigten Forderungen der arbeitenden 
Klaſſen nicht zurückweiſen, aber wir wollen doch Alle darauf verzichten, dieſe 
Lage mit gefährlichen Mitteln auszunutzen in dem Kampfe der politiſchen 
Parteien unter einander und der jeweiligen Regierung gegen die eine oder 
andere Partei. Ich bin aber andererſeits der Meinung, daß die Einzelnen 
in Deutſchland lange nicht genug ibre Schuldigkeit gethan haben. Die 
Laſſigteit, die Gleichgiltigkeit, die vielfach in den beſitzenden Klaſſen gegen 
die Ausübung polinſcher Rechte, gegen die Aufnahme eines ſolchen Kampfes 
herrſcht, iſt in unſerem Lande leider fo groß geweſen, daß hier ſehr viel ge: 
beſſert werden könnte. 

Solche Krankheitserſcheinungen können überhaupt nicht lediglich mit 
äußeren Mitteln beſeitigt werden, die natürliche Heilkraft des Organismus 
muß zur Hilfe kommen und damit komme ich auf den bedenklichſten Punkt 
der Vorlage. Man hat Ausnahmemaßregeln auch in andern Ländern ge⸗ 
habt; man hat vor einigen Jahren in Irland die Habeas-corpus-Acte einige 
Zeit lang ſiſtirt; dann trafen die Ausnahmemaßregeln ganze Bevolkerungs⸗ 
ſchichten in beſtimmten Landestheilen oder die geſammte Bevoͤlkerung. Leben 
wir wirklich in ſo gefährlichen Zuſtänden, daß ſolche energiſchen Mittel 
nöthig ſind, ſo mag man ſie anwenden; es iſt kein erwünſchtes, es iſt aber 
ein wirkſames und nothwendiges Heilmittel. Alſo auch andere Parteien, 
welche in ähnlicher Weiſe ſich gegen die line Ordnung auflehnen und 
Religion, Sitlichkeit und ſigatliche Autorität untergraben, mag man treffen 
mit Beſtimmungen, die auch auf fie Anwendung finden. Wir haben aller: 
dings auch ein Ausnahmegeſetz zugelaſſen gegen die Jeſuiten, aber dieſer 
ganze Orden ap vielleicht 10,000 Mitglieder, in Deutſchland wurden nur 
einige Hundert Perſonen von dem Geſetz betroffen. Hier handelt es ſich 
aber um Hunderttauſende unſerer Mitbürger. Trotzdem find noch Unzählige 
aus den arbeitenden Klaſſen nicht Anhänger dieſer Partei, außer aller Ders 
bindung mit ihr. Sie können aber mit dieſen geſahrlichen Mitteln die Ver⸗ 
breitung der Idee nicht hindern. Was nicht öffentlich agitirt werden kann, 
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wird im Geheimen geſchehen, alle öffentlichen Beſprechungen der ſocialiſtiſchen 
Preſſe, die doch auch öffentlich zurückgewieſen werden können, werden im 
Gebeimen fortwuchern. Eine außerordentliche Erbitterung der betroffenen 
Klaſſen wird eintreten. Jetzt, wenn ein ſolches Geſetz ins Leben tritt, werden 
die ſocialdemokratiſchen Demagogen ſagen: bier handelt es ſich um ein Aus⸗ 
nahmegeſetz welches die eine bürgerliche Klaſſe aufbetzt gegen die andere. 
— ur fagen: bier find Ausnabmegeſetze, die treffen hunderttauſende von 
enſchen. 

Wenn die beſitzenden Klaſſen zu ſolchen Mitteln greifen, die Hundert⸗ 
tauſende von Mitbürgern außer dem Geſetz erklären, dann braucht Ihr die 
Geſetze auch nicht zu reſpectiren. Das Maß von Agitationskraſt, das in 
einem ſolchen Geſetze liegt, überwiegt bei Weitem das, was den ſocialdemo⸗ 
kratiſchen Demagogen entzogen werden kann. (Sehr wahr!) Ehe die Ge⸗ 
ſetzgebung den Anlaß zur 9 dieſes Klaſſengegenſatzes giebt, ſollte 
man doch überlegen, ob es denn gar kein anderes Mittel giebt, und erſt, 
wenn alle anderen Mittel verſagt haben, mag man auf die Ausnahmemaß⸗ 
regeln zurückkommen. Das find im Weſentlichen die Gründe, weshalb wir 
dieſe Vorlage ſo wie ſie iſt, nicht annehmen können. Wir bekämpfen keines⸗ 
wegs die gegen die ſocialdemokratiſchen Ausſchreitungen gerichtete Tendenz; 
im Gegentheil, wir glauben, daß dieſe Ausſchreitungen ein ſolches Maß er: 
reicht haben, daß auf dem Boden des gemeinen Rechts durch eine feſte Ge⸗ 
feßgebung dem entgegen getreten werden muß, und wir erwarten, daß die 
Regierung das nachbolt, was fie ſeit Jahren verſaumt: daß fie uns ein 
Vereins⸗ und Verſammlungsrecht vorlege mit wirkſameren Beſtimmungen, 
als ſie in der preußiſchen Geſetzgebung enthalten ſind. Wir haben auch 
nichts dagegen, daß die Regierung der Frage näber tritt, ob Preßerzeugniſſe 
der gefährlichſten, verwerflichſten Art mit dem jetzigen Geſetz noch von dem 
Richter getroffen werden können. Dann wollen auch wir der Frage näher 
treten. Aber wir wollen auf dem Boden des gemeinen Rechts die Gefahr 
bekämpfen, wir halten die Zuftände in Deutſchland noch für geſund und 
kräftig genug, namentlich in den beſitzenden Klaſſen, fo daß dieſe ein ſolches 
Geſetz nicht brauchen. Wir wollen künftigen Herbſt mitwirken an einer Vor⸗ 
lage, welche die bürgerliche Freiheit wahrt und die geſetzliche Ordnung mit 
der Autorität auf dem Boden des Rechts im öffentlichen Leben bereinigt. 
(Lebhafter Beifall.) 

Bundesbevollmächtigter Staatsminiſter Graf zu Eulenburg: Mit Ge⸗ 

nugthuung kann ich conſtatiren, daß der Vortedner die aus der Social⸗ 
demokratie entſtehenden Gefahren vollkommen anerkannt und die Beneigtbeit 
kundgegeben hat, mit den geeigneten Mitteln dagegen zu kämpfen. Er hat 
darauf bingewieſen, daß es nicht . geweſen, kurz vor dem Schluß 
der Seſſien eine fo bedeutende Vorlage zu machen. Die zahlreich beſetzten 
Bänke des Hauſes beweiſen aber, daß der Reichstag ſtets bereit iſt, auf ſo 
wichlige Gegenſtände einzugehen und die Regierungen ſind Ihnen dafür 
dankbar. Hiermit widerlegt ſich zugleich das Gerücht, welches der Abgeord⸗ 
nete v. Bennigſen reſerirte, es könne das Maß der Frivolität jo weit gehen, 
daß die Regierung eine ſolche Vorlage an Sie bringt, ohne daß ſie ernſthaft 
ſei. (Widerſpruch; Rufe: Das hat Niemand gefagt!) Mag das Gerücht im 
Haufe vorhanden ſein oder nicht, jo benutze ich die Gelegenheit, um dem⸗ 
ſelben, falls es außerhalb des Hauſes exiſtirt, auf das Entſchiedenſte zu 
widerſprechen. Wir halten die Gefahren für ernſt genug, die aus der Social⸗ 
demokratie drohen und ſind der Meinung, daß man den geeigneten Zeit⸗ 
punkt nicht e laſſen ſoll, ohne die heikle und ſchwere Arbeit dor⸗ 
zunehmen; einen Die geeigneten Zeitpunkt halten wir jetzt für gekommen, 
wo die öffentliche Aufmerkſamkeit mehr als zuvor auf dieſe Gefahren gelentt 
iſt. In berzerhebender Weiſe bat man in allen Theilen des Vaterlandes 
auf das Attentat, welches nicht blos gegen das Leben des ehrwürdigen 
Herrſchers, ſondern gegen die Ehre des ganzen Volkes und Landes gerichtet 
war, geantwortet; aber dieſe Gefühle, welche in den weiteſten Kreiſen Nach⸗ 
hall gefunden haben, ſind nicht genug, um gegen dergleichen Beſtrebungen 
zu reagiren. (Ruf: Reaction!) Nun, über dergleichen Wortanſpielungen, 
glaube ich, iſt der Reichstag hinaus. Reaction bedeutet Gegenbewegung, 
und wo eine unberechtigte Bewegung hervortritt, liegt die Gegenbewegung 
in der Natur der Sache (Beifall rechts), und es kommt nur darauf an, daß 
die Gegenbewegung die rechte Richtung annimmt. . 5 
Der Grund zu dem Geſetzentwurfe liegt in der Erſcheinung der Socſal⸗ 
demokratie; das Attentat war nur der äußere Anlaß. Es iſt keinem Ein⸗ 
zigen bisher eingefallen, zu behaupten, daß dieſe That ſpeciell veranlaßt 
oder hervorgerufen iſt auf Anſtiſten der Socialdemokratie; die Behauptung 
eht nur dahin, daß die Lehren der Socialdemokratie die Gemüther in der 
Art verwirren, daß ſie ſehr leicht dergleichen Ruchloſigkeiten erzeugen; nur 
inſofern iſt die Socialdemokratie für dieſe traurige und erſchreckende That 
verantwortlich. Es fragt ſich, ob das vorliegende Geſetz zweckmäßig, aus⸗ 
reichend und zuläßig ſei. Der Abg. Jörg bezeichnete die Socialdemokratie 
als den Schatten unſeres modernen Culturlebens, der untrennbar demſelben 
anhaftet. Zunächſt iſt damit noch nicht geſagt, daß man den Kampf nicht 
verſuchen ſoll. Der Schatten iſt am ſtärkſten beim Beginne des Tages und 
bei ſeinem Niedergange; der Abg. Jörg wird nicht behaupten wollen, daß 
wir uns im Niedergange unſeres Culturlebens befinden; der Tag deſſelben 
iſt noch nicht weit vorgeſchritten, man muß das Culturleben fördern, dann 
wird der Schatten mehr und mehr verſchwinden; man muß dafür ſorgen, 
daß die Stimmen der Socialdemokratie nicht allein gehört werden und das 
Geſetz ſoll den humanitären Beſtrebungen Raum ſchaffen. Wenn man ſagt, 
der Bundesrath ſei kein geeignetes Organ zur Ausführung dieſes Geſetzes, 
weil er nicht beſtändig en ei, jo möchte ich bemerken, daß der 
Bundesrath nach der Praxis der letzten Jahre nicht mebr geſchloſſen ift, 
alſo jeden Augenblick in der Lage ſein wird, dieſe Functionen auszunben. 
Wenn man die in dieſem Geſetze vorgeſehene a bor des Reichstages 
als eine unangemeſſene bezeichnet und meint, derſelbe könne ſich nicht mit 
jedem einzelnen Verbote beſchäftigen, ſo irrt man dabei. 
Der Reichstag ſoll ſich nicht mit jedem einzelnen Verbote befaſſen; er 
gu es in der Hand, über jedes einzelne erbot in Debatte zu treten, er 
oll aber nur eine allgemeine Controle Üben. Man bezeichnete die Faſſung 
der Vorlage: „Ziele der Socialdemokratie verfolgen“ als unbeſtimmt; es 
würden davon Dinge getroffen, die jeder verſtändige Mann, die die Geſetz⸗ 
gebung felbſt erſtrebt. Ja, wem wird es denn einfallen, derartige Dinge 
zu verbieten? man ſagt, es ſei noch nicht die Zeit, ſo exorbitante Geſetze 
zu machen, man babe die beſtehenden noch nicht genügend angewendet. 
Haben Sie jemals eſchwerden gehört, daß die Geſetze zu lar gehandhabt 
worden find? Hat man nicht im Gegentheil immer über die vielfachen Anz 
klagen wegen reßvergehen, über die Auflöfung, von Verſammlungen ge⸗ 
klagt? iderſpruch.) Wenn man jetzt das billigt, was der Abg. Ben⸗ 
nigſen geſagt bat, dann wird es allerdings möglich ſein, die Zügel noch 
etwas ſiraffer anzuziehen. (Unruhe; Heiterkeit.) Man hat die Frage auf⸗ 
. liegt die Schuld allein an der Socialdemotratie? Derartige Be⸗ 
ſtrebungen gehen aus der Geſammtbeit der Zeit hervor und keine Partei 
iſt dabei ſchuldlos; deshalb müſſen alle⸗Parteien mitwirken bei der Abhilfe 
und die Regierung wünſcht die Mitwirkung aller Parteien. Es iſt ablage 
man könne der Regierung dieſe Mittel nicht geben in einem Augenblicke, 
wo fie felbft ſchwankend iſt; ich weiß nicht, weshalb die Miniſterkriſis in 
reußen in Permanenz fein fol. (Heiterkeit) 0 

ch kann dem nicht widerſprechen, daß nach einem bereits vollzogenen Per⸗ 
ſonenwechſel im Miniſterium ein weiteres Mitglied deſſelben ſeinen Abſchied 
verlangt dat; aber ich kann auch der Hoffnung Ausdruck geben, daß der 
Antrag keinen Erfolg haben wird. So viel davon. Eines kann ich noch 
binzufügen: wie immer die Verbaltniſſe ſich geſtalſen mögen, in zwei Punkten 
wird die preußiſche Regierung ebenſo wenig ſchwanken wie die Reichs⸗ 
regierung, fie wird beftrebt fein, die erhaltenden Elemente der Nation zuſammen⸗ 
2 zu dem gemeinſchaftlichen Kampfe gegen das, was die ſittlichen 
Grundlagen der Geſellſchaft gefährdet, fie wird niemals ſchwanten, die 
Mittel vorzuſchlagen, die erforderlich ſein möchten, um den borbandenen 
Gefahren zu begegnen. Die verbündeten Regierungen bilten Sie, den 
Entwurf zu prüfen und anzunehmen; falls Sie aber dazu nicht in der Lage 
ſein ſollten, wenigſtens in weitere Berathungen über die nothwendigen 
Mittel mit ihr einzutreten. 5 2 2 

Abg. v. Helldorff erklärt im Namen feiner Partei die Bereitwilligkeit, 
auf den Geſetzentwurf einzugehen; das Attentat dabe aller Augen auf die 
Socialdemokratie gerichtet, noch mehr aber der Artikel des „Vorwärts“, der 
damit ſchloß: Auf die Anklagebank, aber nicht mit dem Verbrecher, ſondern 
mit der Geſellſchaft. Redner und ſeine 11 baben wenig Luft, auf das 
Heilverfahren der Natur zu warten. Die Autorität der Regierung ist ge⸗ 
chwacht und die Art und Weile, wie man im Parlament von wier Ver⸗ 
waltungsbeamten ſpricht, kann ihr dieſen Verluſt nicht erſetzen. De emiſche 
Bekämpfung der Socialdemotraten hilft nichts; das Wirken der Chriſtlich⸗ 
Socialen iſt anzuerkennen, vor allen Dingen ihr Mannesmusd; aber ihre 
Erfolge ſind zweifelhaft. Wenn, wie im Geſetze vorgeſeben Rx die Ver⸗ 
waltungsbehörden das Recht haben, die ſocialdemokratiſche Preſſe zu unter⸗ 
drücken, jo beſeitigen fie damit die Verführung und der“ Terrorismus. Ver⸗ 
nichtet wird der Beſtand dadurch nicht, aber die Ausbreitung auf das Land 
kann beſchränkt werden. Wenn man die deimlie e Nottation als die 
ſchlimmere bezeichnet, Fo muß doch geſagt werden; Schlimmer als jeht in 
der Oeffentlichkeit kann es im Geheimen auch niet zugehen. Sind denn 
die Uebelſtände, daß jemand eine Verſa mmlung nicht beſuchen oder eine 
Zeitſchrift nicht leſen ſoll, fo gefährlich, wenn es ſich darum handelt, den 


Umflurz der Geſellſchaft abzuwehren? Wir haben zu den gegenwärtigen hebabie Siärling im Glauben durch die Schule, 


poliliſchen Leitern Vertrauen, wir wollen keine Fractionspolitik treiben. Wir 
wollen keine Reaction, wie man fie in der Preſſe beſpricht, wir wollen ein 
conſtitutionelles Leben, aber in maßvoller und lebensfähiger Entwickelung. 
ir wollen die Auswüchſe zur rechten Zeit abſchneiden. Wir wünſchen ein 
energiſches und conſequentes Weitergehen der Regierung, eine Zuſammen⸗ 
faſſung aller ſtaatserhaltenden Elemente. Der Staat muß die Intereſſen 
der Schwachen ſchützen und darf dabei nicht theoretiſchen oder philoſophiſchen 
Erwägungen folgen, ſondern muß den praktiſchen Anforderungen Rechnung 
tragen. (Beifall rechts.) A : E 
bg. Richter (Hagen): Wäre der Herr Minifter ſeit länger im Amte oder 
hätte er ſchon vorher dieſen Fragen gefolgt, fo müßte er willen, daß von 
liberaler Seite zu keiner Zeit die Gefahren der Socialdemokratie unterſchä zt 
worden ſind. (Sehr wahr.) Daß wir die Gefahr früher erkannt baben, als 
namentlich ſein Amtsvorgänger, Graf Eulenburg, der Erſte. (Große Heiter⸗ 
keit.) Unter Führung von Schulze⸗Delitzſch hat insbeſondere die Fortſchritts⸗ 
partei ſchon in den erſten Anfängen die Agitation Laſſalle's entſchieden be⸗ 
kämpft. (Sehr richtig.) Seitdem ſind wir die beſtgebaßte Partei den Socia⸗ 
liſten gegenüder geweſen. Wo war aber damals die Regierung? Als ich 
dem Miniſter des Innern, im Jahre 1876, im Abgeordnetenhauſe ſeine da⸗ 
malige wohlwollende Neutralität der Socialdemokratie gegenüber vorhielt, 
erwiderte er, man habe die ſocialdemokratiſche Bewegung damals eine Zeit 
lang geben laſſen, damit die Welt jebe, was es damit für eine Bewandtniß 
babe. (Heiterkeit.) Erſt ſeit anderthalb Jahren ſeit die Frucht zum Pflücken 
reif. Die Socialdemokratie will ausſchließliche Production durch Staatsbe⸗ 
trieh und damit möglichſte Zurückdrängung des Eigenintereſſes und der 
Selbſtverantwortlichkeit des Einzelnen. Umgekehrt ſind wir der Anſicht, daß, 
wenn man dieſe Hauptfac toren in der Volkswirthſchaft matt ſetzt, man damit 
gerade Production und Culturentwickelung auf ein Minimum zurückdrängt. 
(Sehr richtig.) Eben deshalb ſtehen wir fo überaus kühl und nüchtern ſchon 
der bloßen Erweiterung dees vorhandenen Staatsbetriebes, ſei es durch das 
Reichseiſenbahn⸗Project, ſe i es durch das Tabaksmonopol, gegenüber. Der 
Reichskanzler aber, indem er den angeblich übermäßigen Geſchäftsgewinn 
der Tabakshändler dem Staat zuwenden will, hat mehr ſocialiſtiſche An⸗ 
ſchauungsweiſe, als ihm ſelbſt klar iſt. (Sebr richtig. Heiterkeit.) Der 
ſocialiſtiſche Staat hat die Vernichtung der perſönlichen und politiſchen Frei⸗ 
beit zur Vorbedingung. (Widerſpruch bei den Socialilten.) , 
„„ Jawohl! Kraſſer Despotismus einer Majorität oder einzelner Leiter der⸗ 
ſelben, welche vorſchreiben, was der Einzelne produciren foll, was er dafür 
empfängt und zu conſumiren bat, das iſt der ſocialiſtiſche Staat, über deſſen 
Tendenz ja nur die Polizei im Unklaren iſt. Wir wehren uns gegen Be⸗ 
ſchränkungen perſönlicher Freiheit auf wirthſchaſtlichem Gebiet. Die Socia⸗ 
liſten aber hier ſehen wir, wenn es ſich nicht gerade um den Arbeitnehmer 
handelt, weit öfter für ſolche Beſchränkungen mit anderen Parteien ſtimmen, 
als mit uns gegen dieſelben. Die Socialiſten ſchreihen dem Staat die 
ganze Verantwortung für die wirlhſchaftliche Lage zu. Wir halten dieſelbe 
in erſter Reihe und hauptſächlich von dem felbfiitändigen Verhalten der 
Einzelnen und dem freien Zuſammenwirken derſelben in der Geſellſchaft 
bedingt. Keine Regierung machen wir darum jemals für wirthſchaftliche 
Zeierbätimifie bier e verantwortlich, wie wohl andere Parteien es thun. Die 
beialdemokratie iſt nicht ein Schatten des modernen Culturlebens, wie Abg. 
Jörg meint, ſondern der Schatten des niedergehenden Polizeiſtaates, der ſeiner 
eit die Meinung erweckte, der Staat könne Alles machen, man brauche 
ich nur des Staatsruders zu bemächtigen, um jede Glüclſeligkeit herbeizu⸗ 
u en. (Sehr richtig.) Nicht in dem utopiſtiſchen Ziel, ſondern in der An⸗ 
w dung der Mittel dazu liegen die Hauptnachtheile der Socialdemokratie, 
In der Aufreizung der einzelnen Volkskreiſe gegen einander, der Erzeugung 
des Klaſſenhaſſes. Hiergegen müfjen alle Kräfte hauptſächlich zuſammen⸗ 
winken. Auch Herr Jörg wird in dieſer Beziehung wohl auf die Hofprediger 
2 Berlin verzichten. Sie richten Verwirrung genug an und ſollten bei 
e, Ban bleiben, was fie verſtehen: fie verſtehen es ohnehin mäßig genug. 
Fer Bund, von dem Herr Jör 15 iſt langſt vorhanden, in allen jenen 
Vereinigungen verſchiedenſter Richtung, welche en Zwecke verfolgen, die 
hervorragende Stellung im Leben nutzbar machen zur Hebung weniger be⸗ 
günſtigter Klaſſen. - 
"N Schulze⸗Delizſch hat dies ſchon 1865 im Abgeordnetenhauſe bei der 
Debatte über die Coalitionsfreiheit ausgeführt. Sein ganzes arbeitsvolles 
ben hat der Rede durch die That eniſprochen. In derſelben damaligen 
de aber warnte er davor, die niederen Leidenſchaften zu entfeſſeln, um fie 
zu politiſchen Zwecken auszubeuten. Dieſe Warnung wurde damals aus⸗ 
geſprochen gegen die conſervative Partei, welche durch den Mund des Abg. 
agener die Liberalen mit dem Maſſenſchritt der Arbeiterbataillone bedroht 


batte. Man möge die Geiſter nicht rufen, die man nachher nicht wieder zu zu bringen. | 0 zal \ 0 
Wagener iſt damals und nachher amtlich der Berather bebe 5 Sede abzulegen, daß ſie mit dieſer Vorlage nichts gemein 
No aben wollen. 
ien er auf dem Pen Saiſon. Im Anfang . allein, als ſie beim Fallen⸗ 
mann des Kanzlers. laſſen der Städteordnun 


des Fu . 1 f 
rſten Bismarck in der ſocialen Frage geweſen. ört! Hört! 
1874, alſo nach feiner Entlarbung durch Lester 5 Baar} Soul 
politiſchen Congreß in Gotha als beſtellter Vertrauen 


unter ungenügender Ent⸗ 
widelung des Denkvermögens, kann allerdings dazu führen, wean der 
Glaube eine falſche nr) nimmt, auch an die Wunder zu glauben, wie 
fie Herr Moſt im ſocialiſtiſchen Jenſeits verkündet. (Heiterkeit.) 
Staunenswertb in der That i 


= Berlin, 23. Mal. [Die Debatte über bas Soclaliſten⸗ 
Geſetz. — Die Sommiffon für den Handelsvertrag mit 
Rumänien. — Neue Actenſtücke zur Nicaragua-Angelegen- 


ft es auch, wie die ſocialiſtiſchr: Agitatoren heit.] Die Erwartung, die beiden erſten Leſungen des Soclallſten⸗ 


in Verſammlungen, bei geringer, allgemeiner Bildung große Gedächinißkraft Geſetzes heute zu ſchließen, hat, wie von vielen Seiten vorausgeſehen 
entwickeln, Kernſprüche und große Auszüge aus ſocialiſtiſchen Schriften ber⸗ wurde, getäuſcht. Nach dem Abg. Richier (Hagen) war der Abg. Feld» 


ſagen; das können fie blos durch Auswendiglernen zahlreicher Geſangbuch⸗ 
lieder und Kernſprüche ſich angeeignet haben. (Heiterkeit) Die wirthſchafl⸗ 
lichen Verhältniſſe ſeit 1872, die Lockerung der Arbeiterverhältniſſe, nicht in 
Folge der Geſetzgebung, ſondern der ſtarken Nachfrage nach Arbeitern in 
der Gründungszeit bat den Boden für ſocialfſtiſche Agitation bereitet. Die 
Organiſation der Strikes war die Handhabe, die Arbeiter ins ſocialiſtiſche 
Lager zu führen. Später beim Rückgang der Verbältnifje hat man die 
daraus folgende Unzufriedenheit ebenſo benutzt. Freilich ohne die große 
Apathie anderer Bevölkerungsklaſſen im öffentlichen Leben würde es nicht fo 
weit gekommen ſein. Erſt hat die optimiſtiſche Strömung bewirkt den Glau⸗ 
ben, es käme Alles von ſelbſt nach den Erfolgen des Krieges: dann iſt eine 
peſſimiſtiſche Strömung den Socialiſten zu Gute gekommen, welche in der 
Herabſetzung deutſcher Leiſtungen und Verhältniſſe mit den Socialiſten 
Manches gemeinſam hat. (Redner weiſt auf die Schutzzoll⸗Agitation bin.) 
Nun erfolgt das Attentat; daſſelbe iſt weniger ein politiſches, wie frühere 
Attentate. Eine von Jugend auf verlumpte Perſönlichkeit, mit einer gewiſſen 
Großmannsſucht ausgeſtattet, ſucht ihrem beſtialiſchen Zerſtörungstrieb Aus⸗ 
druck zu geben. Mit Phraſen ſocialiſtiſcher Art ſucht fie nur die eigene 
Prahlſucht zu befriedigen. Der Zuſammenhang des Attentats mit der ſocia⸗ 
liſtiſchen Partei iſt daher nur ein ſehr äußerlicher. Die Erregung des Volkes 
ſtammt aus der Aehnlichkeit jener Phraſen mit ſocialiſtiſcher Redeweiſe und 
mebr noch daraus, wie die ſocialiſtiſche Preſſe das Attentat als Product der 
beſtehenden Ordnung hingeſtellt bat. (Sehr wahr.) 

So konnte in der That das Attentat Anlaß geben zu energiſcher Reac⸗ 
tion gegen die Socialiſten im Volke. (Lebhafte Zuſtimmung.) Da kommt 
dieſe Vorlage, ſpaltet die in der Beurtheilung des Attentats einigen Par⸗ 
teien, lenkt die Aufmerkſamkeit vom Attentat und den Socialiſten ab; etwas 
Ungeſchickteres zur Bekämpfung der Socialdemokratie konnte nicht geſchehen. 
(Sehr richtig.) Die Conſervativen ſagen, der rubige, loyale Bürger ber: 
lange, daß etwas geſchehe. Allerdings, derjenige Theil, der Ruhe für die 
erſte Bürgerpflicht hält, it jedesmal bereit, wenn etwas paſſirt, gleich nach 
der Polizei zu rufen, damit er nur ſelbſt nichts zu thun braucht. Dieſes 
Philiſterium, ſelbſtgenügſam und unthätig, iſt am wenigſten ſtaatserhaltend. 
Der Miniſter iſt der Frage des Herrn v. Bennigſen ausgewichen, ob man 
dieſe Vorlage trotz Vorausſicht der Ablehnung eingebracht. Weil ſie eben 
an ſich unerklärbar iſt, meint man, ſie ziele mehr gegen die liberalen Par⸗ 
teien, als gegen die Socialdemokraten. Andernfalls bitte ich, die officiöſe 
Preßmeute ſcharf an die Kette zu legen (Heiterkeit), ſonſt glauben am 
Ende doch ſchließlich Landrath und Gendarm, die nationalliberale 
Partei erzeuge die Socialdemokratie und ſolche Attentate. Gerade 
unter den Conſervatipven find fo Viele auf dem Gebiet praktiſcher 
Polizei erfahrene Männer. Wie können dieſelben eine ſo durch⸗ 
aus polizeiwidrige Vorlage gutheißen? (Stürmiſche Heiterkeit.) 
Die Zeit, wo man im Kriege Haudegen und Draufgänger für die beſten 
Generale hielt, iſt ja längſt vorüber. Indem man den Feind aus der 
Oeffentlichkeit verdrängt, verliert man die Fühlung und entzieht man fi die 
Kenntniß. Die verſteckte Verbreitung ſocfaliſtiſcher Lehren, außerhalb der 
Kritik der Oeffentlichkeit, iſt gerade die gefährlichſte. In den Werkſtätten 
der Arbeiter hat die ſocialiſtiſche Agitation ihre eigentliche Grundlage; wird 
fie noch meor dabin zurückgedrängt, jo ſteigert man die beſonderen Nach⸗ 
theile der Agitation für das Arbeitsverhältniß. 

Die Reclame für die Socialiſten würde bei der Verfolgung nach dieſem 
Geſetz die Polizei ſelbſt beſorgen. Nicht über laxe Polizeiauſſicht oder zu 
wenig Beleidigungsklagen des Fürſten Bismarck beſchweren wir uns, ſon⸗ 
dern über die ungeſchickte Handhabung des Geſetzes in den Händen der Po⸗ 
lizei, welche durch Auflöſung von Verſammlungen oft mehr aufreizt, als 
ſocialiſtiſche Redner es vermöchten. Die Verleumdung der Privatehre ein⸗ 
facher Bürger wie ſie von der hieſigen een Preſſe“ ſyſtematiſch betrieben 
wird, um durch Terrorismus von der Bekämpfung der Socialiſten abzu⸗ 
schrecken, iſt thatſächlich ſtraflos, weil der Staatsanwalt das öffentliche 
Intereſſe dabei leugnet. (Hört, hört.) Macht man die Socialiſten mundtodt, 
jo können auch die Gegner fie nicht mehr wirkſam bekämpfen, und doch kann 
die Socialdemokratie zuletzt nur durch die beſſere Ueberzeugung zurückgedrängt 
werden. Zu einer Regierung, welche eine ſolche Vorlage mache, haben wir nicht 
das Vertrauen, wie Herr v. Bennigſen, ein Reichs vereinsgeſetz zu Stande 
Die Abgeordneten ſind jetzt ſo zahlreich nach Berlin zurück⸗ 


ehr wahr!) Wir ſtehen am Schluß der parlamentariſchen 


ein Mißtrauensvotum einbrachte; jetzt umſchließt 


agener hat damals jene ſchleſiſche Weber⸗Deputation arrangirt, der Führer die Oppoſilion gegen dieſe Vorlage mit der Fortſchrittspartei die geſammte 


derſelben, Arbeiter Preuß, iſt noch heute bier in ſocialiſtiſchen Verſamm⸗ nationalliberale Partei. 


lungen thätig. 


Seit zehn Jahren iſt eine ſolche Frontſtellung nicht 


Dieſe Deputation brachte nachber als unwabr erwieſene dageweſen. Fürſt Bismarck hat ſich im Parlament mehr und mehr ifolirt, 


Klagen gegen liberale Fabrikbeſitzer vor insbeſondere ge gen den um ſeine nicht minder aber ſeinen Miniſtern gegenüber. 


Arbeiter ſehr verdienten Abgeordneten Reichenheim. Gegen 
. Behörden war es Fürſt Bismarck, der die . Ir 
a brte und dem Könige rieth, dieſe Weber mit 12,000 Thlr. Capital zur 
ründung einer Laſſalle ſchen Productiv⸗Aſſociation mit Staatshilfe zu unter⸗ 
fügen. Die Aſſdciation iſt zu Grunde gegangen, aber dieſe Vorlomm⸗ 
niſſe riefen weit und breit Unklarheit berbor über die Stellung der 
Regierung gegenüber der Socialdemokratie. Laſſalle berief ſich vor den 
Gerichten auf die Sympathien des Königs von Preußen für ſeine Beſtre⸗ 
eng und Leonor Reichenheim kennzeichnete es im Abgeordnetenhauſe als 
ein ſo trauriges Spiel, wie es je geſpielt worden iſt zum Nachtheil des 
Königthums von Gottes Gnaden.“ 
8 Nach Laſſalle s Tode trat hier Schweitzer als Fübrer auf. 
ulihe Allgemeine Zeitung“ wurde Regierungsorgan; Liebknecht bis dahin 
Nad cteur an derſelben, wurde anheimgeſtellt, auch in dem Regierungsorgan 
por wie por über Socialismus und Communismus zu ſchreiben. (Hört, 
bi 9 Als er das ablehnte, wurde er polizeilſch ausgewieſen. Bebel hat 
er, im Reichstage Schweitzer als politiſches Werkzeug und Agenten der 
egierung bezeichnet. Haſenclever, der unter Liebknecht, als Präſidenten 
es Vereins, Secretär des Vereins war, hat dies nicht berichtigt. Ich kann 
8 auch nicht für Verleumdung halten, wenn behauptet wird, die ſocial⸗ 
demokratiſche Bewegung in Berlin ſei bis in das Jahr 1872 hinein ein 
ubvenſtonirtes Kunſtproduct geweſen. Jedenfalls hätte das Juſammenſpiel 
er ſocialdemokratiſchen und der officiöſen Preſſe bis dahin nicht beſſer fein 
unten. Im Jahre 1869 begann in Berlin zuerſt die Praris, die Verſamm⸗ 
De a durch ſocialiſtiſche Banden zu fprengen oder zu füren. 
9 olan wurde die Sache zuerſt geübt. Auf erhobene Beſchwerde, daß die 
1 [il ſich den tumultuariſchen Eindringlingen gegenüber vollkommen neu⸗ 
5 verhalte, erklärte Miniſter Eulenburg, die Polizei habe erſt einzuſchrei⸗ 
des wenn ſich der Lavaſtrom, d. h. die Prügelei bis auf die Straße aus⸗ 
Tbar das ſei leitender Geſichtspunkt der Polizei. (Heiterkeit.) In der 
That wurden ſolche Störungen alsbald die Regel; das natürliche Hausrecht 
in Verſammlungen entbehrte des Schutzes der Staatsgewalt. Das Ver⸗ 
ſammlun recht wurde vogelfrei; nur die Socialdemokratie beſaß es un⸗ 
umſchraͤnkt, weil in anderen Kreiſen die Zahl derjenigen, welche an einer poli⸗ 
chen Verſammlung ſich betbeiligen wollen, weit geringer ift, wenn die 
755 Betbeiligung an einer Prügelei die 14 Je bildet. (Heiter⸗ 
eit) Man mußte daher 2 Auskunſtsmittel der Zulaſſung nur gegen 
2 arten ſchreiten; eine Beſchränkung weit eingreifender, als ſolche durch 
olizeigeſcze. Die Socialdemokraten begnügten ſich 
Volksverſammlungen abgubalien, ſondern brachen auch in andere Partei⸗ 
erſammlungen ein. (Widerſpruch bei den Socialiſten.) i 
N — ich habe dies ſchon neulich an dem Beiſpiel einer nationalliberalen 
5 ei ben am Leipziger Platz und einer fortſchrittlichen Verſammlung 
den letzten Wahlen bewieſen. Erſt in letzterer Zeit bat die Polizei ihre 
dis geändert; aber bis dahin dat fie Alles dazu beigetragen, den So: 
saliken den Vorrang in der Agitation in Berlin zu verſchaffen. Die Social: 
emokratie iſt nicht Alter als das Miniſterium Bismarck; unter dieſem bat 
ih ihre große Ausdehnung gewonnen. Wie weit ſie ſich unter einem 
beralen Ministerium entwickeln könnte, darüber fehlen noch die Erfahrungen. 
enn auch das Miniſterium Bismarck in mancher Beziehung zur Verbreitung 
7 Socialdemokratie beigetragen ‚bat, jo bin ich doch weit entfernt ibm die⸗ 
e derart zur Laſt zu legen, wie es uns gegenüber geſchieht; die größere 
erbreitung der Socialdemokratie datirt erſt ſeit 1872. Abgeordneter Jörg 
eint, die Entfernung der religiöſen Elemente aus der Schule habe die 
tere zu Semingrien der Socialdemokratie gemacht; nun, alle Socialdemo⸗ 
en bis zum 20. Lebensjabre herunter ſtammen noch aus jenen Schulen, 
e fie Herr v. Mühler eingerichtet und verwaltet, es find die echten und 
ten Muſterknaben der 8. — unter elle Herrſchaft nach den bes 
n Negulativen. (Lebhaf er Beifall links,) Sollte das Miniſterium 
a ber A Dura 025 1 Vorhandenſein, nach ihrer Ent⸗ 
r. Schule jo verdorben haben, dann muß j igi e 
Lung doch nicht viel werih gewefen 0 Te 


Tie „Nord: 


nicht damit, allein 


Im Con⸗ 10 Uhr 


fein. Jene damals vorzugsweiſe ſtatt⸗ im Buckingham⸗Palaſte bei. 


Allerdings iſt die Miniſterkriſtis in Permanenz. Die Miniſter find wie 
die Blumen auf dem Felde; wir fragen uns jeden Morgen, ob kein neuer 
Abgang oder Zugang im Miniſterium ſtattgefunden bat. (Heiterkeit) Ich 
weiß nicht, ob die Freunde des Herrn Falk wünſchen können, daß er in 
einer Gemeinſchaft bleibt, in die er immer weniger paßt. Man ſpricht von 
Erhaltung der Staatsautorität, aber nichts bat die Staatsautorität fo ſehr 
erſchüttert, als die Art, wie Fürſt Bismarck gegen alle politiſch ſelbſtſtandi⸗ 
gen Elemente in dieſer Saiſon vorgegangen iſt. Nur ein aufrichtig libe⸗ 
rales, auch von parlamentariſcher Autorität getragenes Minijterium ver⸗ 
mag dieſe Erſchütterung wieder auszugleichen. Mag der Reichskanzler aber 
auch die Verwirrung noch weiter treiben, das Deutſche Reich iſt in dem 
Herzen des deutſchen Volkes feſt genug verankert, die Liebe und Treue des 
deulſchen Volkes, deß find wir gewiß, wird das Staatsſchiff auch in dieſer 
11 5 Klippen und Untiefen zu ſchützen im Stande ſein. (Bei⸗ 
a inks. 

Perſönlich bemerkt Abg. Graf Betbuſy⸗Huc: Ich muß ein verhäng⸗ 
nißvolles Mißverſtändniß berichtigen: ich habe s geſagt, die . 
wußte, daß ihre Vorlage auf Mehrheit nicht rechnen konne, ſondern die Re⸗ 
gierung mußte wiſſen, daß die Wahrſcheinlichkeit der Annahme dieſer Vor⸗ 
lage ſehr gering ſei. Dem Abg. Richter gegenüber, der den früberen Abg. 
Wagener einfach mit der conſervativen Partei zuſammengeworſen hat, muß 
ich conſtatiren, daß ich weder perſonlich noch politiſch mit demſelben irgend 
eine Verbindung hatte. 

um 4% Uhr vertagt das Haus die weitere Debalte bis Freitag 


Berlin, 23. Mai. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
Gebeimen Regierungsrath und ordentlichen Profeſſor Dr. Baumſtark an 
der Univerſität zu Greifswald den Rothen Adler⸗Orden zweiter Klaſſe mit 
Eichenlaub; dem Graflich von Werthern ſchen Rendanten Krauth zu Schloß 
Beichlingen im Kreiſe Eckartsberga und dem Communal⸗ und Armenkaſſen⸗ 
Rendanten Schönen zu Lohn im Kreiſe Jülich den Koͤnglichen Kronen: 
Orden vierter Klaſſe; dem Gerichtsvogt Roͤßler zu Geeſtemünde, Amts 
Lebe, das Allgemeine Ebrenzeichen; fowie dem Einjabrig ⸗ Freiwilligen, 
Matroſen Kruſe von der erſten Matroſen⸗Diviſton die Rettungs⸗Medaille 
am Bande verliehen. 

Se. Majeftät der Kaiſer hat den bisher bei der bieſigen Königlichen 
Provinzial⸗Steuer⸗Directlon angeſtellten Regierungs⸗Rath Burchard zum 
1 Regierungs⸗Rath und vortragenden Rath im Reichskanzler⸗Amt 
ernannt. 

Der Königlich preußiſche Berg⸗Aſſeſſor Hoffmann iſt für die Dauer 
von fünf Jabren zum beigeordneten Mitglied der Kaiſerlichen Normal⸗ 
Eihungs » Commilfion ernannt worden. — Am Gymnaſium in Wandsbeck 
iſt die Beförderung des ordentlichen Lehrers Dr. Wilhelm Wald zum Ober⸗ 
lehrer genehmigt worden. — Im Bezirk der Königlichen Bergwerls⸗Direction 
u Saarbrücken iſt der Berginſpector Schanz von Grube Friedrichsthal⸗ 

uierſchied nach Grube Sulzbach⸗Altenwald verſetzt worden. 

Berlin, 23. Mal. [Se. Majeftät der Kaiſer und König] 
hörte geſtern Nachmittag den Vortrag des Staalsſecretärs, Staats⸗ 
Miniſters von Bülow. * 

Heute früh 9 Uhr begab der Kaiſer Sich, begleitet von Ihrer 
Königlichen Hoheit der Großherzogin von Baden, zur Beſichtigung 
der 1. Garde⸗Infanterie⸗Brigade mittelſt Extrazuges nach Potsdarn und 
traf um 12% Uhr von dort wieder hier ein. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz] 
hat, laut Meldung des „W. T. B.“ aus London, geſtern dem Lord 
Beaconsfield einen Beſuch abgeſtattet und wohnte am Abered mit Ihrer 
Kaiſerlichen und Königlichen Hoheit der Kronprinzeſſin dem Hofball 
(R.⸗Anz.) 


marſchall Graf Moltke zum Wort gemeldet; es iſt anzunehmen, daß 
derſelbe morgen die Reihe der Redner beginnen wird, da er den Saal 
verließ, als ihm die Einbringung des Vertagungs⸗Antrages mitgetheilt 
worden war. Der Reichstag war während der ganzen Seſſion nicht 
ſo zahlreich beſucht, wie heute; es haben ſogar verſchiedene Abgeordnete 
ihre bereits begonnenen Badekuren unterbrochen, um an der Be⸗ 
rathung theilzunehmen. Die Tribünen waren überfüllt; in der 
Hofloge bemerkte man unter Anderem den franzöſiſchen Botſchafter 
Saint Valier 
Fürſt Lichtenſtein, ferner den Gouverneur von Berlin, Generaladju⸗ 
tanten des Kaiſers, General der Infanterie von Boyen, den Kriegs⸗ 
miniſter von Kameke und den Hofmarſchall von Perponcher. Auch 
die Diplomatenloge war dicht beſetzt. Aus den Reden der Miniſter 
Hofmann und Graf Eulenburg wollte man den Schluß ziehen, daß 
die Regierung an eine Auflöfung des Reichstages nicht denke, wohl 
aber an der Hand der beſtehenden Geſetze energiſch gegen die Soclal⸗ 
demokraten vorgehen wolle. Die Erklärung der letzteren wurde all⸗ 
ſeitig als ein ſehr geſchickter Schachzug anerkannt. Sie it das Reſul⸗ 
tat einer geſtern ſtattgehabten fünfſtündigen Sitzung der Partet⸗ 
genoſſen. Jedenfalls würde bei der gewohnten Langathmigkeit 
ihrer Reden eine Theilnahme der Socialdemokraten an den 
Debatten dieſelben in erheblicher Weiſe verlängert haben. In 
der Berathung der Spectal =» Commifflon des Reichstages für 
den Handelsvertrag mit Rumänien iſt es nicht gelungen, das in 


der Berathung des Plenums geltend gemachte Bedenken in genügen⸗ 


der Welſe zu erledigen. Im Einverſtändniß mit den Commiſſarien 
der Reichsregierung wird demnach die Commiſſton von dem — bei 
der allgemeinen Geſchäftslage ohnehin ausſichtsloſen — Verſuch, dieſe 
Angelegenheit noch vor das Plenum zu bringen, Abstand nehmen. 
Es iſt dies der erſte Fall, daß ein internationaler Vertrag nicht zu 
Stande kommt. — Dem Reichstage wird unmittelbar eine Fortſetzung 
der Actenſtücke in der Nicaragua⸗Angelegenheit zugehen. Es ſind noch 
die 11 Nummern von 65 bis 75 inel. Die Actenſtücke ſchließen mit 
der Benachrichtigung an alle kaiſerlichen Miffionen im Auslande und 
an die königlich preußiſchen Miſſtonen im Reich, über die Beilegung 
der Differenz. Der letzte Cireularerlaß trägt das Datum Berlin, den 

14. Mat 1878, und ſchließt, wie folgt: 

„Die Mäßigung der kaiſerl. Regierung, welche auch nach dem Erſcheinen 
eines Geſchwaders, trotz der dem Reich durch die Entſendung des letzteren 
auferlegten Opfer, die vor Jahresfriſt geſtellten Forderungen nicht erböbt 
bat, iſt ſelbſt in Nicaragua anerkannt worden. Auch hat ſich ergeben, daß 
das Cabinet von Managua nicht nur diplomatiſch ijolirt war, ſondern ſo⸗ 
gar im eigenen Lande eine große Partei gegen ſich hatte, es ihm daher 
ſchwer gefallen ſein würde, für den urſprünglich beabſichtigten Widerſtand 
in dem Lande nachhaltige Unterſtützung zu finden. Wir hoffen desbalb um fo 
mehr, daß dieſe ehrenvolle Löſung, deren Erreichung none Gewalt gewiß 
auch dem Geſchick und der Mäßigung des diplomatiſchen Vertreters des 
Reichs und des Geſchwader⸗Chefs zu danken iſt, nicht nur den Intereſſen 
Deutſchlands, ſondern auch der Reichsſicherheit und Stellung der Ausländer 
und der fremden Vertreter in Nicaragua überhaupt, welche neuerdings auch 
anderen Regierungen zu vielen Klagen Anlaß gegeben hatte, zum dauernden 
Nutzen gereichen werde.“ 

Poſen, 23. Mai. [Rinderp a Wie der „Pos. Ztg.“ von der ruſſiſch⸗ 
polniſchen Grenze mitgetheilt wird, iſt die Rinderpeſt in den Orten Radziwie, 
Kreis Goſtynin, und Wladyslawowo, Kreis Gora Kalwarva, und ſomit in 
ganz Polen erloſchen. . 

Dem „Czas“ wird aus Rom geſchrieben, daß die Unterhandlungen zwi⸗ 
ſchen der preußiſchen Regierung und dem Patican augenblicklich ab⸗ 
gebrochen ſeien, daß aber jeden Augenblick ihre Wiederaufnahme zu hoffen 
ſei. Der apoſtoliſche Stuhl habe die ihm bon der preußiſchen Regierung 
gemachten Vorſchlage als ungenügend abgelehnt, erwarte aber neue, die 
geeignet ſeien, als Baſis der Unterhandlungen zu dienen. 

Weimar, 23. Mai. [Der Landtag], hat den Vertrag mit 
Preußen wegen deſſen Beitritts zum Oberlandesgericht in Jena ein⸗ 
ſtimmig genehmigt. Der Landtags⸗Präſident verlas die Dankesant⸗ 
wort des Kaiſers auf das vom Landtag an denſelben gerichtete Glück⸗ 
wunſchtelegramm, in welcher darauf hingewieſen wird, daß als gute 
Frucht der böſen That die Bande gegenſeitigen Vertrauens noch feſter 
geknüpft worden ſeien. E 

Karlsruhe, 21.Mat. [Ver bot ſocialdemokratiſcher Ver⸗ 
ſammlungen.] Die in Bruchſal und Wallſtadt anberaumten Ver⸗ 
ſammlungen der Socialdemokraten, welche den „Socialiſtencongreß in 
Gotha“ zur Tagesordnung haben follten, find, wie der „N. B. L. Z.“ 
mitgetheilt wird, polizeilich verboten worden. 


Provinzial-Zeitung. 


» Breslau, 24. Mai. [Jubiläum.] Am geſtrigen Tage feierte der 
Schneidermeiſter und Masken⸗Verleiher Herr A. Vetter ſein 50jähriges 
Bürger⸗Jubiläum. Den 24. October 1803 zu Dresden geboren, kam der⸗ 
ſelbe 1822 als Schneidergeſelle nach Breslau gewandert, wo er ſich am 
23. Mai 1828 als Schneidermeiſter etablirte und am genannten Tage den 
Bürger⸗Eid leiſtete. An dieſem, ſeinem Feſttage ſah er um ſich verſammelt 
ſeine Frau, 5 Kinder, Schwiegerſöhne, Schwiegertochter und 4 Enkel. 
Beglückwünſchung waren erſchienen: von der Schneider Innung die Herren 
Obermeiſter Stade, Friede und Olbrich. Von dem Bürgerſchützen⸗Corps, 
deſſen Mitglied ſelbiger iſt, die beiden Herren Vorſteher. Beide Deputationen 
überreichten dem Jubilar zum Andenken jede einen ſilbernen Pokal. Von 
Seiten der Stadtverordneten waren die Herren Stadtverordneten Büttner 
und C. Wolff erſchienen, von dem Humanitatsverein der Breslauer Schneider⸗ 
meifter die Herren C. Gregor, Wolfg ram und Karſch. Von der Belltafel⸗ 
Geſellſchaft der Königl. Polizei⸗Rendant Wickert und Chirurg, Inſtrumenten⸗ 
Fabrilant Anger. Möge dem Jubilar noch ein langer und heiterer Lebens⸗ 
abend vergönnt fein! 


[Notizen aus der Provinz.] » Jauer. Das bisfige „Stadtblat!“ 


meldet: Vom Wetter begünſtigt, verlief das vom bieſigen landwirtbſchaft⸗ 


lichen Bereine heute veranſtaltete Thierſchaufeſt in glänzendſter Weiſe. 
Eine ſehr rege Betheiligung gab ſich aus Stadt und Land kund und in der 
That wurden die Erwartungen weit übertroffen. Das ſchönſte, prächligſte 
Vieh war in großer Anzahl vom großen wie kleinen Grundbeſitz ausgeſtellt 
und machte daſſelbe auch auf das nicht⸗landwirthſchaftliche Pablilum einen 
außerſt günſtigen Eindruck. Ebenſo war die Ausſtellung landwirtzſchaft⸗ 
licher Maſchinen und Geräthe ſehr reichhaltig vertreten, eine große Anzahl 
bieſiger und auswärtiger Fabrikanten hatte ſich daran betheiligt. Für die 
Ausſchmückung und Eintheilung des großen Feſtplatzes war in geſchmackvoller 
und ſachgemäßer Weiſe Sorge getragen, zwei Muſitchöre trugen abwechſelnd 
zur Unterhaltung bei. Der Umzug der meiſt feſtlich geſchmücten Thiere 
erfolgte gegen 1 Uhr und war gegen %2 Uhr erſt beendigt. . 

d. Landeshut. In Anlaß feiner SOjäbrigen Ehe⸗Jubelfeier am vorigen 
Montag hat der bieiige frühere Leinwand: Kayfmann Herr Schuchardt 
und fein Sohn, Herr Dr., Chemiker und Fabrikbeſizer S. in Görlig, dem 
Mer Bürgermeiſter Pfubl für die Armen hieſiger Stadt 150 Mark ein⸗ 
gebändigt. 


?.. manner 
Wien, 23. Mai. [Die Einnahmen der Carl⸗Ludwigsbahn! 

betrugen in der Zeit vom 11. bis 20. Mai 294,558 Fl., ergaben mit⸗ 

bin g die entſprechende Zeit des Vorjahres eine Mehreinnabme von 
074 


London, 23. Mai. [Bankausweis.] Totalreſerve 10,740,000 Pfd. 
Sterl. Notenumlauf 27.170000 Pfd. Sterl. Baarvorrath 23,210,000 Pfd. 
Sterl. Portefeuille 19,393,000 Pfd. Sterl. Guth aben der Privaten 21,487,000 
ha Sterl. Guthaben des Staatsſchatzes 6,251,000 Pfd. Sterl, Noten⸗ 
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und den öſterreichiſchen Militär » Bevollmächtigten - 
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Berliner Börse u 23. Mai 1878. 


Fonds- und e. Wechsel! Course. 
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Fre — 5 
5 do. „ . 4 96,8 6 
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— „ 2 -Dr .. 1. 
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— m en | CO, OUO .)] — —— — — 
N do. B. 2% 8½ 3½ — — 
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ao rü. et. . Bae [1070 8 Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-Aotien, 
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do, do, 4½ 9,50 8 Ostpr, Südbabn, .| 5 5 s | 90,00 dad 
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Wiener Zilberpfandbr.5½ ] 35.50 8 9 28 1 8 1 16,99 vad 
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Ausländische Fonds. 
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de, Papierrente . . 4 ½ 51,60-70 ba jAngloDeutscheBk.| 8 0 4 1 25,25 6 
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Ong. 50% 8t.-Eienb.-Anl. Jö 70 E Königeb.Ver.-Bnk,| 5%, 6 4 82,50 @ 
Schwedische 10 Thir.-Loose — — Lndw.-B.Kwilecki,| 6½ Em: 4 | 52,00 bz 
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0. 0. Em. 4½ — — . 8. — 5 
do, do. III. Em. 4½ — — 0 f 
do. Närschl, Zarb. zu — — Er. Hyp.-Verg.-Act. 18.0 & r — 55 B 
Ost; aeg Krane „dig 7 je Schles. Feuervers. 
Sechte-Oder-Ufor-B. 4 ½ 99,75 bz erg} 
4 1 Donnersmarkhütt, | 8 — 4 122,00 B 
‘Sshlesw, Eisenbahn 4% Dorn. Union 6 8 ‘ 7100 10 
Dur -Bodenb ach. önige- u. Laur — Tl, 
l n 8 820 N Lauchhammer. 0 — 14 | 16,00 bz 
> . N Marienhütte 8 4 | 46,006 
N Dunk r. B .... 7 * 
Aal. Carl Ludw,- Bahn. 0 9300 @ ra 5 — 7575 100 
do. do, neueld 90 @ e oo. — 7 
— b 6 | 60,10 vad Schl,Kohlenwerke| ® — 41 — — 
— 6 92 60 4 e ep . I, 9900 b 
‘ . 6 53,00 8 0. Pr. -Act. — 1 
Lende Gere, 68g @  [Tarnowits, Büren 0 : 0 
do. do, 18 | 66,76 ba orw. 8 — — 
5 „ Ul.) s | 61,00 bz i 
— 40 IV. s 86,80 ba Baltischer Lioyd | — — fk. 36 
i bahn,] | 50,25 6 Bresl. Bierbrauer, O 5 4 — 
hrische Centzelb.. fr, 10,30 C [Beet E. Wacend. 2% 4480 ba@ 
10 r.] 16. do, ver, Oelfabr.| 31 — 4 26 
8 ü . 40 3 rede, Bpianoser 5% 5 130 b, 
Kronpr. Rudolf-Bahn % 63,5 6 Görlite. Rienb. B. 10 n 
Desterr.- Französische. 328, 00e ps. i. F.] Görlite, Bisenb.-B.| 18, | — ö 
do, 7 do, III 5 3 315,0 bz „ Hoffm's Wag. Fabr.] 0 0 4 — 
do. südl, Staatsbahn. 288 de e 2 ie id 
0. naueſa „7553 nr 72 
de, Obligatiomen|5 17,5 " . 1. 4 | 32,76 B 
Dare Bicenb.-Oblig. 6 | 74.40 bz Wilholmeh, MA. — 46 1 —— 
Waerschau-Wien II. 5 Ä 
58,30 8 
a 19. % 80430 ba Bank-Discont 4 pOt 
do. v...8 | 7,40 ban Lambard-Zinsfuss 6 pOt 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolffs Telegr.⸗Bureau.) 
Wien, 24. Mal. Gegenüber der Meldung der Blätter von Be⸗ 


mühungen der Anglobank in Paris, einen Vorſchuß auf den 60 


Millionencredit Namens des gemeinſamen Finanzminiſter aufzubringen, 
kann die „Preſſe“ authentiſch erklären, daß weder der gemelnſame noch 


der öſterreichiſche Finanzminiſter irgend Jemand hierzu bevollmächtigte. 25 Br., per September 28 Br., per September⸗December 283% Br. — | 
15 att. 0 


Unterhaus. Anf eine Anfrage Hartington's! Matt 


London, 23. Mai. 


* 


erklaͤrte Schatzkanzler Northcote, daß er die Berathung des für die 
indiſche Truppenerpedition erforderlichen Nachtragscredils Auf nächſten 
Montag anberaumt bete. Hierauf wurde die Berathung über die 
Hartington'ſche Rerolution, betreffend die Verwendung indiſcher Truppen, 
fortgeſetzt. Der Staats ſecretär des Innern, Eroß, ſprach ſich für die 
Verfaſſur gsmäßigkeit der Maßregel aus und hob hervor, daß die Ge⸗ 
heimbaltung derſelben durch die Umſtände geboten geweſen ſel. — In 
der heutigen Sitzung des Unterhauſes war der Kronprinz des deutſchen 


Reichs zugegen. 

London, 23. Mai. Unterhaus. Fortſetzung der Debatte über 
die Reſolution Hartingtons. Groß hob ferner hervor, die Regierung 
glaubte, als er die Abſendung indiſcher Truppen beſchloß, das Land 
ſei in imminenter Gefahr, die Prärogative der Krone berechtigten die 
Regierung zu dieſem Schritte. Die Verfaſſung werde dadurch nicht 
verletzt; er ſei überzeugt, das Land billige die Handlungsweiſe der 
Regierung. 

London, 23. Mal, Nachts. Das Unterhaus verwarf Hartingtons 
Reſolution mit 347 gegen 226 Stimmen; die Majorität für die Re⸗ 
gierung beträgt 121 Stimmen. Hickebeachs Amendement wurde ohne 
Abſtimmung genehmigt. 

Petersburg, 23. Mal. Das Befinden Gortſchakoff's iſt inſofern 
zwar beſſer, als die Schmerzen minder heftig ſind und der Kranke 
das Bett zeitweilig mit dem Ruheſeſſel vertauſchen kann, aber die An⸗ 
ſchwellungen und die Schwäche ſind unverändert. General Ignatieff, 
welcher erkrankt iſt, befindet ſich beſſer. 

Brüſſel, 23. Mai. Sitzung der Repräſentantenkammer. Der 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten, Beernaert, erklärte auf eine An: 
frage des Deputirten Delhaye, die Verhandlungen mit Holland wegen 
des Canals von Terneuzen ſeien noch immer in der Schwebe, die 
eingetretene Verzoͤgerung habe darin ihren Grund, daß wegen des 
Rückkaufs ber Eiſenbahnlinie Antwerpen⸗Rotterdam Verhandlungen ein⸗ 
geleitet ſeien. — Der Geſetzentwurf wegen Rückkaufs eines Theiles 


2030.0 60 der flandriſchen Eiſenbahnlinſe wurde von der Kammer genehmigt. 


Perpignan, 23. Mai. Nach hier vorliegenden Nachrichten hat 
ſich in den ſpaniſchen Ortſchaften in der Nähe von Junquera eine 
Schaar von etwa 50 bewaffneten Perſonen gezeigt, die unter dem 
Rufe: „Es lebe die föderale Republik!“ die Ortſchaften durchzog und 
die Zollwachpoſten entwaffnete. 

Trieſt, 23. Mai. Der Lloyddampfer „Jupiter“ iſt geſtern Abend 10 Uhr 
aus Konſtantinopel e 5 Erin 

Plymouth, 23. Mai. Der Hamburger Poſtdampfer „Sileſia“ iſt hier 
eingetroffen. 

(Aus L. Hirſch's Telegraphen⸗Bureau.) 

Wien, 23. Mai. 
welſe verlautet, würde der Congreß am 20. Juni zuſammenireten. 

Paris, 23. Mai. Die mit der hieſigen ruſſiſchen Botſchaft in 
Beziehung ſtehende „France“ meldet, falls der Frieden erhalten bleibt, 
gedenke Kaiſer Alexander abzudanken und werde fein Nachfolger als⸗ 
dann eine Verfaſſung in Rußland einführen. 

London, 22. Mai. Auf einem Meeting der Conſervatlven theilte 
der Herzog v. Athole mit, die Königin Victoria habe ihre Zuverſicht 
betreffs Erhaltung des Friedens ausgeſprochen, auch glaube er es in 
friedlichem Sinne deuten zu müſſen, daß die Königin in nächſter Zeit 
nach Schottland abreiſen werde. f f 


[Schluß 
Diener 
Eliſabetbahn 143 45 Galizier 
u. Silben 


5 Silbercoupyon —. 
Reichsanleihe 96%. — Recht feſt. g 

Nach Schluß der Börſe: Creduactien 180%, Franzoſen 214, Lombarden 
—, —, Galizien —, —, 1860er Looſe —, —, ungariſche Goldrente —, 
neueſte Ruſſen 77%, Goldrente —. 

J per medio zerp. per ultimo. N 

Be 23. Mai, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗A. 115, Silberrente 54, Goldrente 60, Credit⸗Actien 181%, 
1860er Locſe 103%, Franzoſen 535, Lombarden 149, alien. Rente 72%, 
Neueſte Ruſſen 77 J, Bereinsb. 123%, Laurabütte 70%, Commerzbank 98%, 
Norpdeulſche 132%, Anglo⸗deutſche 29%, Intern. Bank 7444, Amerikaner 
de 1885 96%, Köln⸗Minden. St.⸗A. 98 en 15 do. 106%, Berg. 

uß ſehr feſt. 


Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Stel. Tagesimport 13,000 


Ballen, 

i 2000 Maceio. 
aigtderheel, 32. Mair Mace Wan i (Schluß bericht.) 
peculalion und Export 1000 Ballen. 


fair Maranham 5 ſair Rio 6%, midpl. Egyptian 574, fair Cayptian 6%, 
good fair Egyptian 7%, fair Smyrna 7 ji 70, fully good 


Das „N. W. Tagblatt“ meldet, wie gerüchts⸗ W 


n 


Bremen, 23. Mal, Nin. Petroleum tubi 
white loco 10, 65, pt. Juni 10, 65 


9. ) 
7 Aucug, Blenbe 11, 20 5, per i 10, 80, pr. Septbr. 11, 20, 


Berlin, 23. Mai. [Börſe.] Die politiſchen Nachrichten lauteten beute 


Bike etwas 1 der Congreß ſcheint den neueren Meldungen zufolge 
geſichert und wird ſogar ſchon der 20. Juni als ae yon deſſelben be⸗ 
zeichnet. Dieſer Umſtand allein ließ den Mangel an Abeilangen über 
das Reſultat der Miſſion des Grafen Schuwaloff in den Hintergrund kreten, 
obſchon gerade das intenſive Schweigen über dieſe Angelegenheit zur 
Vorſicht mahnen ſollte. In dieſer Beziehung ift allerdings auch den 
Aeußerungen des Herzogs von Athole immerhin ein beſonderes Ger 
wicht beizulegen. Unter dem Eindruck der erwähnten Nachrichten ſer⸗ 
öffnete die Börſe in feſter Böaltung, zumal auch die Coursdepeſchen 
bon den auswärtigen Plätzen, namentlich bon Wien und von Petersburg, 
ſteig ende Tendenz verriethen. Der heutigen Debatte im Reichstage ſchenkte 
die Börſe nur ee ee im Uebrigen war auch dasjenige, was 
darüber an der Börſe bekannt wurde, nicht gerade geeignet, die 
Gemutbher zu erregen. Mit der Prolongalion wurde zwar begonnen, 
indeß blieben die diesbezüglichen Geſchäfte noch ſo vereinzelt, daß bes 
ſtimmte Sätze nicht normiren laſſen. Der Verkehr in den inter⸗ 
nationalen Speculations⸗ Papieren zeigte zwar einige Regſamkeit, doch 
blieben die geſtrigen Schluß = Notirungen fait ganz unverändert. 
Die öſterreichiſchen Nebenbahnen trugen eine recht feſte Phyſiognomie und 
gingen auch ziemlich lebhaft um. Bevorzugt waren neben Galiziern Eliſa⸗ 
betb⸗Weſtbahn, Joſeſbahn, Kaſchau⸗Oderberg und Rudolfbahn. In den 
localen Speculationseffecten gingen dagegen nur kleinere Beträge um, wobei 
ſich das Coursuipeau nur wenig veränderte. Es notirten: Disc.⸗Commandit 
ult. 1134 4, Laurahütte ult. 71,60 — 4 — . Eine ziemlich fefle Stim⸗ 
mung zeigten auch die ausländiſchen Staatsanleihen, von denen öfter. 
und ungariſche Renten ein ziemlich lebhaftes Geſchäft aufzuweiſen haben. 
Ruſſiſche Werihe waren indeß matt und betheiligten ſich auch nur ſehr wenig 
am Verkehr. Sprot. Anleihen pr. ult. 76% 77764 —76% Ruſſiſche 
Noten pr. ult. 1994 —200—199%. Preußiſche und andere deutſche Staats⸗ 
papiere unverändert Mill. Für Eiſenbahn⸗Prioritäten nur wenig Begehr. 
Auf dem Eiſenbahnackienmarkte entwickelte ſich dagegen ein recht lebhaftes 
Geſchaft; von den rheiniſch⸗ weitjäliihen 


1 Speculations⸗Deviſen ware 
anz beſonders Köln⸗Mindener beliebt. Potsdamer fanden in rößeren 
Posten Abnabme zu 


ſteigendem Courſe, Halberſtädter und Anhalter 
ebenfalls beliebt. Stettiner waren zu etwas illigerem ee 
geboten. Leihgeſchäfle kamen kaum zu Stande und blieben Actien mit 
4 Leibgeld reichlich offerirt. Rumänen in allen Gattungen ſteigend 
und lebhaft. Oſtpreußiſche Südb. und Breſt⸗Grajewo rege. Bankactien feſt, 
aber ruhig. Deutihe Bank zu beſſerer 475 in guter Frage. Breslauer 
Discontobank zog etwas an. Niederlanfiger Bank steigend. Sachſiſche Bank 
höher. Darmſtädter zu höherem Courſe begehrt. Pu: Grunderedit, 
Meininger und Weimariſche Bank beſſer. In Handelsgeſellſchaft fand reger 
Umſatz ſtatt. Preußiſche Bodencredit ließ etwas nach. Metropole gedrückt 
Thüringiſche Bank matt. Eſſener Credit⸗Bank niedriger. Induſtriepapiere 
mäßig belebt. Große Pferdebahn höher, Centralſtraße ſteigend, Spinn u. 
Sohn beſſer, Berliner Wollbank lebhaft gefragt, Breslauer Oelfabrik be⸗ 
bauptet, Kramſta 3 böber, Deſſauer Gas ließ etwas nach, 
Anhalter Maſch. matter, Hartmann Maſch. niedriger, Lauchhammer gedrückt, 
itten. Waffen matt, Bonifacius und Redenhütte ſteigend, Hibernia nie⸗ 
driger, Louiſe Tiefbau, Menden⸗Schwerte, Tarnowitzer billiger erhältlich. 
Um 2½ Uhr: Sehr feſt. Credit 364 Lombarden 120, Franzoſen 431, 
Reichsbank 152,60, Disc⸗Commandit 11374, Laurahütte 71%, Türken 8 7 
Italiener 72%, Oeſterr. Goldrente 59%, do. Silberrente —, do. Papier⸗ 
rente 51%, 5 proc. Rufen 77%, alte —, Köln⸗Mindener 98, Mheiniſche 
105,75, Bergiſche 71,75, Rumänen 29%, Ruſſiſche Noten —. 
Coupons. (Courle nur für Poſten.) Amerik. Bonds⸗Cp. 4,165 bez., 
do. Pap.⸗Cp. 4,12 bez., Oeſt. Silberr.⸗Cp. 175,50 — 175,25 bez., do. Eiſenb.⸗ Cp. 
175,20 bez., do. Papierrente⸗Coup. 167 bez., Ruſſiſche Cp. 198,15 bez., 
Ruſſ.⸗Engl. Anl.⸗Cp. 20,54 —55 bez., Franz. Coupons 80,90— 80,85 bez., 
Diverſe engl. 20,20 — 20,08, Rumaniſche Coupons —. 


Berlin, 23. Mai. [Producten⸗ Bericht.] Das Wetter hat ſich im 
Laufe des Vormittags freundlich geſtaltet. Roggen wurde reichlich angeboten 


und erſt bei merklich ermäßigten Preiſen hat ſich der Umſatz auf Termine 
zu einiger Regſamkeit entwickelt. Zum Schluß gewann die Haltung etwas 
mehr Feſtigkeit. Waare verkauft ſich recht ſchwerfällig. Roggenmehl 
billiger verkauft. — Weizen war k r flau und bat ſich anſehnlich im Werthe 
verſchlechtert, dabei iſt es aber zu ebhaftem Handel gekommen. — Hafer loco 
und auf Termine behauptet. — Rüböl würde auf nahe Lieferung durch 
Realiſirungen erheblich gedrückt, in Folge deſſen bat auch Herbſt etwas nach⸗ 
geben müſſen. — Petroleum etwas niedriger. — Spiritus eröffnete ent⸗ 
ſchieden feſt, hat aber gegenüber etwas vermehrten Anerbietungen ein gutes 
Theil der geſtrigen Steigerung wieder aufgeben müſſen. 

Spiritus loco „ohne Faß“ 53,1 M bez., per Mai 52,8 —52,5 Mark bez., 
per Mai⸗Juni 52,8 — 52,5 Mark bez., per Juni⸗Juli 52,9—52,5 Mark bez., 
per Juli⸗Auguſt 53,8—53,5 Mark bez., per Auguſt' September 54,5—54,1 M. 
bez., per September⸗October 53,8 —53,4 M. bez. Gekündigt 50,000 Liter. 
Kündigungspreis 52,6 Mark. 


Breslau, 24. Mai, 9½ Ubr Vorm. Am heutigen Markte war der 
Geſchäftsverkebr im Allgemeinen ſchleppend, bei mäßigem Angebot Preiſe 
e g e b um 
en En je Qualitäten e 100 Kilogr. 12,40—13,40 
11s Gestein deere Haltungr Dr. 100 Klagr. neue 13,10--1430 Mast, 
vel te nemachlafnehe pr. 100 Kilogr. neuer 11,10 — 12,30 — 18,00 


en Aal aut ebene, pr. 100 Kilogr. 11,40—12,00—13,50 Mark. 


u inen, 
bis 10010 blaue 8,80—9,80—10,30 Marl. 

Wicen ſchwach gefragt, pr. 100 Kilogr. 10,20—11—11,80 Mark. 

DOelſaaten nominell. 5 

Schlaglein in ruhiger Haltung. 

Raps kuchen behauptet, pr. 50 he 7,40—7,60 Mark. 

Leinkuchen unverändert, pr. 50 Kilogr. 8,709, 20 Mark. 

Kleeſamen nominell, rother pr. 50 Kilogr. 32—42—47—52 Mark, 
weißer pr. 50 Kilogr. 40—48—57—65—70 Mark, hochfeiner über Notiz. 

Thymothee nominell, pr. 50 Kilogr. 15—19.— 20,50 Mark. 

Mehl ohne Aenderung, 15 100 Kilogr. Weizen 680 80,50-31,50 
Mark, Roggen fein 21,00-22,00 Mart, Hausbaden 19,50--20,50 Mart, 
Roggen-Futtermebl 9,50—10,25 Mark, Weizenkleie 8,25—9,00 Mark 

F 


Ark. 
502.80 A pr. 50 Kilogr. 
Rog nah 18002700 Mart dr. Soc u 600 Kilenr. 


— 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitäts- 


Sternwarte zu Breslau. 


’ 

air Dhollerah 5 ½e, middl. fair Dhollerah 4% middl. Dhollerah 4%, good - ; i 
midrl. Dboleeh 2 fair 5 44, bob fair Oomra 5%, Hair Lande Mai 23., 24. nahm. 2 Nasa Wend do Ae e 
27 er 92 fe R 9 6 ga 4%, good fair Bengal 4%, fair 5 druck bei 0e 95 381%2 32976 92705 

une € } ar roa . une, 704 10 4 1 1 

Peſt, 23 che, Vorm. 11 Uhr. [Productenmarkt.] Weizen loco Dunſtdruc g.. 3 9 Ei | 5 Pe 
und Termine flau, per Herbit 10, 10. Gd., 10, 20 Br. — Haß per Dunſtſattig ung... cm, 1 S0. 1. & 1 
ic 6, 20 , 6, 35 Br. — Mais, Banak, per Maut 6, 52 d., dener: ade. deal | dee 
6, 87 Br. — Wetter: Schön. e Re + 12% 


aris, 23. Mai, Nachm. [Productenmarkt.] (Schlußbericht.) Weizen 
e Mai 32, 50, 12 Jul 31. 50, per t Aug 30 75, per Septbr.⸗ 
December 29, 50. — Biehl feſt, vr. Mai 68, —, per Juni 67, —, pr. 
uli⸗Auguſt 66, 50, pr. September⸗Dechr. 64, —. Nüböl feſt, per Mai 
0, 50, per Juni 91, —, per Juli⸗Auguſt 91, —, per September⸗December 
90, 25. Spiritus feſt, per Mai 61, 50, per Septbr.⸗Decbr. —. Wetter: 


Regen. 0 
Paris, 23. Mai, Nachm. Robzucker behauptet, Nr. 11/13 pr. Mai pr. 100 
Alge 55, 75, Nr. 5 59 p. Mar per 100 Sülogr. 61, 75. Weißer Zucker 
ruhig, Nr. 3 pr. 100 Kilogramm pr. Mai 65, 50, per Juni 65, 50, pr. 
deten 28, Nat gapennaputet fl 
ondon, 23. Mai. Havannazucker flau. a 
Antwerpen, 23. Mai, Nachmittags. [Getreidemarkt.] (Schlußbericht.) 
ß m TartlFumgagt 
ntwerpen, 23. Mai mittags i . 
(Schluß bericht.) Naffiniries, Type weiß, loco 26 bez. und Br., per Ju 


—— ͤ— — —ů ĩů —— — —— —ę— U — 4 
Breslau, 28. Mai. [Maſſerſtand.] DB. 4 N. 64 Em. U.⸗P. — lf. — 
- — sSEnREnGnpaSemESTENESEENSTSRETITRURDeEmBERea—LnEBT | 


We 
8 Mark ber Ce eh bier. Gprre 


often billiger. 119 
? Au Köpler, Camenz i. ed 


Camenz in Schleſien. 


Die Beerdigung des Buchdruckers 
Moritz Kauth N 


Findet. ua 15 1 Nachmit⸗ 

iags * auf dem Kirchhofe zu 

Et. Corpus Chriſti ſtatt. inchbefe & 
Trauerhaus: Berlinerſtraße 44 b. 


treffe am 28ſten Mai in 


ch 
Kalter ein. 7071] | Eine berrſchaftliche Wohnung ift zu 
vermiethen. Näheres in der Mpolhe € 
Dr. Secchi. daßelbſt [1947] 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Grab, Bahn Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


(Schlußbericht.) Standard 


7 


